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Sie lesen in dieser Ausgabe

„Japans schwarzer Freitag
ist so etwas wie Lehrstück
und Weltgericht in Einem“,
resümiert die rechte Hand
des Bürgermeisters und er-
innert daran, dass es eine
absolute Sicherheit weder in
der Natur noch bei techni-
schen Anlagen gibt. Deshalb
seien alle Unternehmungen
immer ein Austarieren zwi-
schen Nutzen und mögli-
chem Schaden. Seite 11
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Das Tagungspräsidium der KPV-Landesvorstandssitzung (v.l.): Heinrich Lenz, Georg Huber,
Christian Meißner, Gerhard Weber und Werner Bumeder. Bild: DK

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss in München:

Blickpunkt
Kommunalwahlrecht
Eine Reihe von Themen galt es bei der jüngsten Sit-
zung der Kommunalpolitischen Vereinigung der CSU
(KPV) im Münchner Franz Josef Strauß-Haus „ab-
zuarbeiten“. Besonderes Augenmerk lag dabei auf
aktuellen Fragen rund um das Kommunalwahlrecht.
Hierzu hatte die KPV den Leiter des CSU-Arbeits-
kreises für kommunale Fragen im Bayerischen Land-
tag, Christian Meißner, MdL, eingeladen.

Zu Beginn informierte KPV-
Landesvorsitzender Landrat Ste-
fan Rößle in seinem Rechen-
schaftsbericht über aktuelle poli-
tische Fragen, die die Gemüter in
letzter Zeit stark bewegten. Ne-
ben dem Rücktritt von CSU-
Hoffnungsträger Karl-Theodor

zu Guttenberg standen die heiß
diskutierten Vorschläge des Zu-
kunftsrats, die Breitbandinitiati-
ve, der Länderfinanzausgleich
und der gefundene Hartz IV-
Kompromiss auf der Agenda.

Wie Rößle konstatierte, stelle
der Hartz-IV-Kompromiss für

die Kommunen eine deutliche
Verbesserung gegenüber frühe-
ren Angeboten der Bundesregie-
rung dar.

Übernahme
der Grundsicherung

Durch die Übernahme der
Grundsicherung im Alter und bei

(Fortsetzung auf Seite 4)

Hanns-Seidel-Stiftung, K.Group und Noerr LLP:

Energiewandel
als kommunale Aufgabe

Für viele kommunale Entscheider stellt sich die Frage nach
der Verbesserung des energiewirtschaftlichen Engagements in
der eigenen Stadt oder Gemeinde. Die Möglichkeiten sind
ebenso vielfältig wie unübersichtlich.

Im Mittelpunkt einer Fachtagung der Hanns-Seidel-Stiftung
am 5. April 2011 im Tagungszentrum in München stehen kom-
munale Energiekonzepte, Teilhabe an der örtlichen Netz- und
Energieversorgung, Chancen und Risiken unterschiedlicher
Modelle, Konzessionsverträge, Rekommunalisierung sowie die
erneuerbaren Energien als kommunaler Wirtschaftsfaktor.
Infos: Giovanni Sammadaro, eMail: ref0303@hss.de.

Netzwerk Nachhaltige Bürgerkommune Bayern:

Nachhaltigkeit hat
viele Gesichter

Jahresversammlung in Nürnberg – Resolution verabschiedet
Rund 45 Kommunen haben sich zum Netzwerk
Nachhaltige Bürgerkommune Bayern zusammenge-
schlossen. Sie teilen die Ansicht, dass Kommunen
heute neue Wege öffnen müssen, um Bürgerinnen
und Bürger in ihrer Mitverantwortung und Mitbe-
stimmung ernst zu nehmen. Nicht nur „Stuttgart 21“,
sondern auch viele Bürgerbegehren in Bayern zeigen,
wie wichtig und aktuell diese Forderung ist.

Im Rahmen ihrer Jahresver-
sammlung in Nürnberg führte
zunächst Dr. Uwe Brandl, Präsi-
dent des Bayerischen Gemeinde-
tags in das Themenfeld „nach-
haltige kommunale Entwick-
lung“ ein.

Beispiel Österreich

Bürgermeister Georg Moos-
brugger sprach über die Kultur
der Nachhaltigkeit seiner öster-
reichischen Gemeinde Lange-
negg, die 2010 mit dem Europäi-
schen Dorferneuerungspreis aus-
gezeichnet wurde. Dr. Klaus

Zeitler von SIREG (Sozialwis-
senschaftliches Institut für regio-
nale Entwicklung) zeigte wie-
derum auf, wie sich kleine Kom-
munen ein Bild über den örtli-
chen demografischen Wandel
verschaffen können.

Zukunft des Netzwerks

Dr. Bernd Witzmann, Minis-
terialdirigent im Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt
und Gesundheit, und Danielle
Rodarius vom Landesnetzwerk
Bürgerschaftliches Engagement
Bayern berichteten schließlich

über den aktuellen Stand und die
Zukunft des Netzwerks Nach-
haltige Bürgerkommune Bayern.

Wissensgemeinschaft

Ob gelungene Verfahren der
Bürgerbeteiligung, hervorragen-
de Energiesparkonzepte, interes-
sante Modellvorhaben zur Stär-
kung des Zusammenlebens der
Generationen, wertvolle Erfah-
rungen mit der ökologischen
Landwirtschaft oder nachah-
menswerte Wege der Aktivie-
rung des Ehrenamtes: Das Netz-
werk bildet eine Wissensgemein-
schaft, die auf interkommunalen
Erfahrungsaustausch setzt, hob
der Geschäftsführer des Landes-
netzwerks Bürgerschaftliches
Engagement, Dr. Thomas Röb-
ke, hervor.

Wachsendes Misstrauen

Vor dem Hintergrund, dass im
Alltag immer mehr Menschen
mit der Demokratie einverstan-
den sind, aber die demokrati-
schen Institutionen mit wachsen-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Loipen-Präparation, Wachszelte-, und Stadionaufbau sind angesagt im Bodenmaiser Ski-
langlaufzentrum. Der 22. Skadi Loppet steht an. An die 2000 Skilangläufer aus 20 Nationen
treffen sich am kommenden Wochenende im Bayerischen Wald. Neben Weltcup- und Spitzen-
läufern treffen sich jedes Jahr auch viele Hobbylangläufer zum großen Saisonfinale. Schnee-
probleme gibt es nicht. Derzeit werden täglich über 80 km Loipen präpariert. Die Veranstal-
tung zählt zu den größten Skimarathon-Rennen in Europa. Die einzigartige Schneesicherheit
des Bayerischen Waldes hat die Veranstaltung über die Jahrzehnte zum traditionellen Winter-
finale des Deutschen Skiverbandes und der Skimarathonszene in Mitteleuropa werden lassen.

Bayerns Wirtschaftsminister Zeil zur Exportentwicklung 2010:

Bayern findet
zu gewohnter Stärke zurück

„Bayern ist 2010 im Exportgeschäft auf die Erfolgsspur zurück-
gekehrt. Die Ausfuhren des Freistaats sind gegenüber dem Vor-
jahr um 17,1 Prozent gestiegen und damit so stark wie seit 35
Jahren nicht mehr. Bayerns Exportwirtschaft hat somit binnen
eines Jahres den krisenbedingten Rückgang großteils wieder
aufgeholt. Dies zeigt die hohe Wettbewerbsfähigkeit der bayeri-
schen Unternehmen, die ihre Chancen auf den Weltmärkten op-
timal nutzen“, kommentiert Bayerns Wirtschaftsminister Mar-
tin Zeil die vorliegenden Gesamtdaten der bayerischen Außen-
handelsstatistik 2010.

Die Ausfuhren wiesen insbe-
sondere im zweiten und dritten
Quartal hohe Wachstumsraten
auf. Auch im vierten Quartal leg-
ten die Exporte weiter zu, wenn
auch mit einer etwas geringeren
Dynamik. Dies stimme weiter

zuversichtlich für das laufende
Jahr. „Trotz bestehender Risiken
für die Weltkonjunktur bin ich
optimistisch, dass die hervorra-
gend aufgestellte bayerische Ex-
portwirtschaft im Jahr 2011 wie-
der einen neuen Außenhandels-

rekord aufstellen kann“, betont
Zeil.

Unterstützung
durch die Staatsregierung

Die Bayerische Staatsregie-
rung werde die Unternehmen im
Freistaat bei ihrem Weg auf die
Weltmärkte weiterhin tatkräftig
unterstützen. Wirtschaftsminister
Zeil nennt beispielhaft die Fort-
führung des Maßnahmenpakets
Außenwirtschaft mit dem Ziel,
die Exportquote des bayerischen
Mittelstands weiter auszubauen.
„Wir haben unser einzigartiges
Netzwerk von Auslandsreprä-
sentanzen weiter ausgebaut. Al-
lein 2010 wurden drei neue Re-
präsentanzen des Freistaats
eröffnet. Rund um den Globus
stehen den Unternehmen nun 23
kompetente Anlaufstellen bei der

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Bürgermeister
Wolfgang Mayer

89355 Gundremmingen
am 25.3.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister
Konrad Sepp

86987 Schwabsoien
am 23.3.

Bürgermeister Gerhard Korn
91564 Neuendettelsau

am 28.3.

Bürgermeister
Armin Postler
96169 Lauter

am 29.3.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Landrat

Dr. Friedrich Zeller
82362 Weilheim

am 1.4.

Bürgermeister Bernd Müller
86399 Bobingen

am 5.4.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Hans Friedrich

97320 Buchbrunn
am 3.4.

Oberbürgermeister
Klaus Herzog

63739 Aschaffenburg
am 29.3.

Bürgermeister Otto Beck
91596 Burk

am 29.3.

Bürgermeister Anton Drexl
86510 Ried

am 30.3.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Anton Wolf

88167 Stiefenhofen
am 2.4.

Landrat Dr. Karl Döhler
95632 Wunsiedel

am 4.4.

Bürgermeister Werner Bäuerlein
91183 Abenberg

am 24.3.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten des-
halb um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Seehofer will mit Bürgern reden
Seine Ankündigung, Integration und Landesentwicklung

in die Verfassung aufzunehmen, wird von FDP und Opposition abgelehnt
Ministerpräsident Horst Seehofers Ankündigung beim Politi-
schen Aschermittwoch in Passau, die CSU werde Bayerns Ver-
fassung nach dem Grundsatz „Wir vor Ich“ in mehreren Punk-
ten ändern, ist im Landtag nicht nur beider Opposition, sondern
auch beim Koalitionspartner FDP auf Kritik und Ablehnung ge-
stoßen. Es geht vornehmlich um Integration, aber auch um Lan-
desplanung und um den schuldenfreien Staatshaushalt. Der Ab-
lehnung bewusst, setzt Seehofer auf die Aktivierung der Bürger.

Sprache sei der Schlüssel zur
Integration, hatte der Minister-
präsident und CSU-Vorsitzende
postuliert. Von Ausländern müs-
se daher verlangt werden, „sich
zu unserer Werteordnung zu be-
kennen und als Erstes die deut-
sche Sprache zu lernen“. Dazu
gehöre auch ein klares Bekennt-
nis zu den Grundwerten der
Bundesrepublik.

Bekenntnis zum
ländlichen Raum

Zweites Thema der Verfas-
sungsänderung, die etwa im
Wahljahr 2013 zum Volksent-
scheid gebracht werden könnte,
ist die Landesentwicklung. An-
gesichts des durch das Gutachten
des Zukunftsrates auch in der
CSU aufgekommenen Protests
gegen die schwerpunktmäßige
Förderung städtischer Ballungs-
gebiete, will Seehofer „ein Be-
kenntnis zum ländlichen Raum“
verfassungsmäßig festmachen.
Dies gelte insbesondere für das
derzeit in Arbeit befindliche
neue Landesentwicklungspro-
gramm (s. GZ Nr. 5 / 2011).

Staatshaushalt
ohne neue Schulden

Schließlich schlug Seehofer
vor, den Staatshaushalt ohne
neue Schulden zum Verfas-
sungsgrundsatz zu machen. Dies
in Ergänzung zur Schulden-
bremse ab 2020, wie sie ins
Grundgesetz der Bundesrepublik
aufgenommen worden ist.

Für den Koalitionspartner FDP
verwies Fraktionsvorsitzender
Thomas Hacker auf den Koaliti-
onsvertrag, in dem von solchen
Schritten keine Rede sei. Man la-
de die CSU jedoch gerne ein,
„uns auf dem Weg zu besserer In-
tegration zu folgen“. Das sei kei-
ne Einbahnstraße, sondern Auf-
gabe beider Seiten. Seehofers
Stellvertreter, Wirtschaftsminister
Martin Zeil (FDP), hielt Seeho-
fers Vorstoß für überflüssig. Ver-
fassungsänderungen müsse man
mit staatsmännischer Weitsicht
und Verantwortung angehen.

Integration darf
nicht einseitig sein

Franz Schindler (SPD), der

Vorsitzende des Rechtsausschus-
ses, bezeichnete Seehofers An-
kündigung „im Bierdampf von
Passau stil- und würdelos“. Ver-
fassungsänderungen seien im
Landtag zu diskutieren. Die SPD
werde verhindern, dass die CSU
die Verfassung im Wahlkampf
missbrauche. Renate Ackermann
(Grüne) befand, Integration dür-
fe nicht einseitig sein. Minister-
präsident und CSU sollten ent-
sprechende Projekte besser initi-
ieren und fördern; zum Beispiel

durch Sprachförderung in Krip-
pen und Kindertagesstätten. Der
Integrationsbeauftragte der Staats-
regierung müsse mehr Mittel
und Personal bekommen.

Der Freie-Wähler-Fraktions-
vorsitzende Hubert Aiwanger
monierte ebenfalls fehlendes
Personal. Man brauche „Finger-
spitzengefühl und keinen plum-
pen Populismus“. Grundsätzlich
seien die Freien Wähler ge-
sprächsbereit, gleichwertige
Chancen für Stadt und Land auch
in der Verfassung zu verankern.

Oppositionsreflexe

Alexander König, stellvertre-
tender CSU-Fraktionsvorsitzen-
der, konterte, „die Oppositionsre-
flexe der anderen Parteien bewei-

sen nur, dass die CSU mit ihrem
Vorstoß zur Integration genau den
wunden Punkt getroffen hat“. Er
forderte alle anderen Fraktionen
auf, sich mit der CSU „ohne
Wenn und Aber“ zur christlich
geprägten deutschen Leitkultur
zu bekennen. Zur Verfassungsän-
derung äußerte sich König nicht.
CSU-Generalsekretär Alexander
Dobrindt dagegen ließ verlauten,
seine Partei werde sich nicht von
der Diskussion mit den Bürgern
abhalten lassen.

Volksentscheid

Für eine Verfassungsänderung
nach § 75 BV bedürfte es im
Landtag einer Zweidrittelmehr-
heit. Seehofer hat nicht ausge-
schlossen, die Änderungen per
Volksbegehren (10 % der Wahl-
berechtigten) anzustoßen. Ge-
länge das, käme es zum Volks-
entscheid, für den nur die einfa-
che Mehrheit in der Verfassung
vorgesehen ist. rm

Landkreise sind familienfreundlich
Der Deutsche Landkreistag hat auf die Bedeutung von Fami-
lienfreundlichkeit in der öffentlichen Verwaltung aufmerk-
sam gemacht und eine Broschüre zur Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf veröffentlicht. Präsident Hans Jörg Duppré
sagte: „Wir wollen hiermit aufzeigen, wie wichtig es ist, am
Thema Familienfreundlichkeit immer weiter zu arbeiten. Fa-
milienfreundlichkeit ist unverzichtbare Voraussetzung für ei-
ne leistungsfähige und bürgerorientierte öffentliche Verwal-
tung mit motivierten Mitarbeitern.“

„In unserer Broschüre wollen wir weiter für das Thema sensibi-
lisieren und Hilfestellung leisten. Das Papier ist einAngebot an die
301 Landkreise und enthält Anregungen, Instrumente und gute
Beispiele.“ Es handele sich dabei um einen „Instrumentenkasten“,
aus dem jede Kommune die Elemente auswählen könne, die auf
die eigene Situation passen, so Duppré. Die Landkreise verstün-
den sich bereits jetzt als Vorreiter, berufliche Tätigkeit mit der Sor-
ge für Kinder und pflegebedürftige Angehörige zu vereinbaren.

In sieben Handlungsfeldern wie beispielsweise Arbeitszeit, Ar-
beitsorganisation,Arbeitsort, Führungskompetenz oder Service für
Familien würden mögliche Instrumente einer besseren Vereinbar-
keit zur Betreuung von Kindern und Pflegebedürftigen bei gleich-
zeitiger Tätigkeit in der Kreisverwaltung aufgezeigt. „Die Maß-
nahmen und Instrumente haben anregenden und empfehlenden
Charakter und können auch zur Überprüfung und Reflexion der ei-
genen Anstrengungen in diesem Themenfeld dienen“, so Duppré.

„Motivierte und zufriedene Mitarbeiter sind für die Landkreise
noch immer die beste Gewähr für unbürokratische, bürger- und
wirtschaftsorientierte Verwaltungsdienstleistungen. Hinzu kommt,
dass angesichts des Fachkräftemangels und der demografischen
Entwicklung die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verstärkt in
den Blick genommen werden muss, um auch zukünftig eine gute
Personalgewinnung und Mitarbeiterentwicklung gewährleisten
zu können“, sagte Duppré abschließend.

Innenstaatssekretär Gerhard Eck:

Bayern betreibt aktive und
wirksame Wohnraumförderung

2011 stehen mehr als 200 Millionen Euro zur Verfügung

Innenstaatssekretär Gerhard Eck informierte bei einer Presse-
konferenz über das Bayerische Wohnungsbauprogramm 2011:
„Wir halten die Wohnraumförderung in Bayern im Gegensatz zu
anderen Bundesländern auf hohem Niveau und stellen 2011 wie-
der mehr als 200 Millionen Euro zur Verfügung.“ Außerdem zog
Eck gemeinsam mit Gerhard Flaig, dem Sprecher der Geschäfts-
leitung der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt, Bilanz für
das vergangene Jahr: „2010 haben wir den Bau von mehr als
1.700 Mietwohnungen gefördert und den Bau beziehungsweise
Kauf von 5.000 Eigenwohnungen unterstützt. Zudem konnten
rund 2.200 Mietwohnungen und Heimplätze in Altenpflegeein-
richtungen mit staatlicher Hilfe modernisiert werden.“

Bayern fördert den Wohnungs-
bau heuer mit 145 Millionen Eu-
ro aus Landesmitteln. Hinzu
kommen 10 Millionen Euro aus
dem Programm „Aufbruch Bay-
ern“, wovon vor allem Wohn-
raum für Familien im ländlichen
Raum gefördert wird. Außerdem
stehen 50 Millionen Euro Bun-
desmittel zur Verfügung.

Weitere Unterstützung

„Da die derzeitige Wohnungs-
bautätigkeit noch immer hinter
dem Bedarf zurückbleibt, halte
ich eine wirkungsvolle Unter-
stützung des Wohnungsbaus
auch weiterhin für unbedingt er-
forderlich“, betonte Eck. „Insbe-
sondere für Familien ist es
schwer, in den Ballungsräumen
erschwinglichen Wohnraum zu
finden.“

Verhaltener Optimismus

2009 wurden in Bayern nur et-
wa 31.000 Wohnungen fertig ge-

stellt. Das war der niedrigste
Wert seit Beginn der Aufzeich-
nungen im Jahr 1951. Die Ent-
wicklung der Baugenehmigun-
gen stimmt verhalten optimi-
stisch. 2009 wurden 35.639 Bau-
ten genehmigt, 2010 stieg diese
Zahl auf immerhin 42.420 Ge-
nehmigungen. Eck: „Ohne staat-
liche Förderung wäre die Situati-
on aber noch deutlich kritischer.

Hohes Niveau halten

Deshalb werde ich mich dafür
einsetzen, dass wir das hohe
bayerische Förderniveau auch in
Zukunft halten können. Die
Wohnraumförderung leistet au-
ßerdem einen bedeutenden volks-
wirtschaftlichen Beitrag. Sie ist
eine wichtige Stütze des Woh-
nungsbaus.“

Förderungsprogramme

Um den dringend erforderli-
chen Wohnungsbau zu fördern,

hat Bayern mehrere Wohnraum-
förderungsprogramme aufgelegt.
Im Bayerischen Wohnungsbau-
programm fördert der Freistaat
den Bau von Mietwohnungen
und Heimplätzen für Menschen
mit Behinderung sowie für den
Neubau und Kauf von Eigen-
tumswohnungen und Eigenhei-
men.

Bayerisches
Zinsverbilligungsprogramm

Wohneigentum wird außer-
dem über das Bayerische Zins-
verbilligungsprogramm geför-
dert. Hier verbilligt die Bayeri-
sche Landesbodenkreditanstalt
die ohnehin zinsgünstigen KfW-
Darlehen für den Neubau und
den Kauf von Eigenwohnungen
noch weiter. Mit dem bayerischen
Modernisierungsprogramm un-
terstützt der Freistaat die Moder-
nisierung von Mietwohnungen
und Heimplätzen für alte Men-
schen.

Die Fördermittel werden laut
Eck dem regionalen Bedarf ent-
sprechend verteilt. Der Schwer-
punkt der Mietwohnraumförde-
rung liege in den Ballungsgebie-
ten, im ländlichen Raum domi-
niere hingegen die Eigenwohn-
raumförderung.
Detailinformationen zur baye-
rischen Wohnraumförderung
bietet das Internet unter www.
wohnen.bayern.de.

Kabinettsrevirement
Marcel Huber hält Einzug in der Staatskanzlei

Thomas Kreuzer folgt ihm im Kultusministerium
Auf zwei Positionen neu besetzt geht die Staatsregierung die
kommenden innen- und bundespolitischen Aufgaben an. Das
durch die Wahl von Staatskanzleiminister Siegfried Schneider
zum Präsidenten der Bayerischen Landeszentrale für neue Me-
dien (BLM) in der CSU aktuell gewordene Stühlerücken fiel un-
vorhergesehen zusammen mit dem Rücktritt von Bundesvertei-
digungsminister Karl Theodor zu Guttenberg. Ministerpräsi-
dent Horst Seehofer schaffte zusammen mit dem Fraktionsvor-
sitzenden Georg Schmid und anderen maßgeblichen Politikern
der CSU-Spitze buchstäblich über Nacht die Neuregelungen in
München und Berlin. Beim Politischen Aschermittwoch in Pas-
sau fasste er eine Woche später zusammen: „Die CSU ist wieder
ein Kraftpaket und darauf sind wir stolz.“

Schneider war Ende Februar
vom Medienrat der BLM mit
großer Mehrheit zum neuen Prä-
sidenten gewählt worden. See-
hofer war sich mit der Fraktion
einig, die Nachfolge seines
Staatskanzleichefs so rasch wie
möglich zu regeln.

In die in Staatskanzlei und
CSU laufenden Gespräche zur
Kabinettsumbildung platzte die
Nachricht, dass Karl Theodor zu
Guttenberg sein Berliner Mini-
steramt und sein oberfränkisches
Bundestagsmandat, wegen der
Plagiats- und Betrugsvorwürfe
gegen seine Doktorarbeit von
2006, zurückgab.

Nach kurzer, intensiver Dis-
kussion über Nacht und in der
CSU-Fraktion tags darauf stan-
den Um- und Neuberufung fest:
In der Staatskanzlei übernimmt
der 53-jährige bisherige Kultus-
staatssekretär Dr. Marcel Huber
die Geschäfte.

Für den oberbayerischen Ab-
geordneten ist es „eine große Eh-
re, in der bayerischen Machtzen-
trale arbeiten zu dürfen“. Georg
Schmid sieht Huber als neues
Bindeglied zwischen Fraktion
und Staatskanzlei.

Zielbewusster Organisator

Der ebenfalls für diesen Po-
sten ins Gespräch gebrachte Vi-
ze-Fraktionsvorsitzende Thomas
Kreuzer folgt Huber ins Kultus-
ministerium. Der 51-jährige Ju-
rist und schwäbische Abgeord-
nete Kreuzer gilt als zielbewuss-
ter Organisator. Es hieß, in die-
sem Sinne gebe es im kompli-
zierten Bildungsbereich viel zu
tun. Im Landtag hatte er Frakti-
onschef Schmid von organisato-
rischen Aufgaben entlastet. Pro-
fil gewann er als Vorsitzender
von drei Untersuchungsaus-
schüssen. Zuletzt leitete er den
Landesbank-Ausschuss, dessen
Schlussbericht demnächst im
Landtag zur Diskussion steht.

Der parlamentarische Ge-
schäftsführer der SPD-Fraktion,
Harald Güller, meinte, mit seiner
Erfahrung in Untersuchungsaus-
schüssen könne sich Kreuzer auf
die Suche nach Versäumnissen
in der Bildungspolitik machen.
Grünen-Fraktionsvorsitzende
Margarete Bause sah Kreuzer als
„völlig sachfremden Parteisolda-
ten“. Der Amtswechsel sei ein
„planloses Postengeschacher“.
Was die Staatskanzlei betrifft,
bedauerte SPD-Generalsekre-
tärin Natascha Kohnen, dass
Seehofer im Jahr der Frau keine
Staatskanzleiministerin berufen
habe. rm

Finanzminister Georg Fahrenschon:

„Ja zu EU-Unternehmen,
Nein zu EU-Steuern!“

Nach einem Medienbericht
plant die EU-Kommission,
von 2014 an über die Körper-
schaftsteuer eigene Einnah-
men zu erzielen, um unabhän-
giger von den Zahlungen der
Mitgliedstaaten zu werden.
Multinationale Konzerne sol-
len demnach künftig den Sta-
tus eines EU-Unternehmens
führen und damit ihre Steu-
ern direkt in den Brüsseler
Haushalt zahlen können.

Der Anteil, den die Mitglied-
staaten bisher eingenommen
hätten, soll mit den Überwei-
sungen in den EU-Haushalt ver-
rechnet werden. Den Vorstoß
der EU-Kommission, über die
Körperschaftsteuer eigene Ein-
nahmen zu erzielen, wies der
Bayerische Finanzminister Ge-
org Fahrenschon strikt zurück:
„EU-Steuern und steuerbasierte
Einnahmen der EU sind mit
dem Charakter der Europäi-
schen Union als Staatenverbund

nicht vereinbar. Eigene Steuern
erheben kann nur ein selbstän-
diger Staat - und Europa ist
eben kein solcher.“

Höhere Steuerbelastung
für die Bürger

Bei Einführung von EU-Steu-
ern ist spätestens mittelfristig
mit einer höheren Steuerbela-
stung für Bürger und Unterneh-
men zu rechnen. Diese Türe
sollte nicht geöffnet werden! Es
wäre unrealistisch, darauf zu
vertrauen, dass auf lange Sicht
Steuererhöhungen auf EU-Ebe-
ne durch nationale Steuersen-
kungen kompensiert werden.

„Wir wollen ein Europa ohne
eigene Schulden und ohne eige-
ne Steuern, ohne neue Eigen-
mittel. Statt neue EU-Einnah-
men zu fordern, müssen wir uns
auf europäischer Ebene darauf
konzentrieren, vorhandene Ein-
sparpotenziale im EU-Haushalt

auszuschöpfen und mit konse-
quenter Haushaltsdisziplin die
richtigen Signale zu setzen.“ so
der Finanzminister.

Keine positiven Effekte

Im Übrigen meinte der Minis-
ter dass die positiven Effekte, die
sich Befürworter von einer EU-
Steuer versprechen, schwer nach-
vollziehbar seien. Sehe man von
der größeren finanziellen Auto-
nomie ab, die die europäische
Ebene verbuchen könnte: Weder
könne von mehr Transparenz die
Rede sein, noch werde die Dis-
kussion um die sog. nationalen
Nettosalden, also um die Frage,
wer unter dem Strich wie viel
zahlt, enden. Das Aufkommen
einer EU-Steuer wäre ja weiter
national zurechenbar.

Die immer wieder vorge-
brachte Entlastung der nationa-
len Haushalte gäbe es im Übri-
gen nur, wenn die entsprechen-
den Steuern unmittelbar auf die
nationalen Beiträge angerech-
net würden und die EU-Steuer
nicht - wie das beispielsweise
bei der Körperschaftsteuer der
Fall wäre - fest im jeweiligen
nationalen Haushalt eingeplant
ist.
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Überalterung der Gesell-
schaft, Fachkräftemangel, Weg-
zug umsatzstarker Wirtschafts-
betriebe in das europäische
Ausland. Die Hiobsbotschaf-
ten, die die Kommunalpolitik
beinahe im Tagesrhythmus er-
reichen, gehen nicht aus. Die
Probleme sind bekannt, doch
welche Lösungsmöglichkeiten
bleiben uns gerade auch ange-
sichts leerer Kassen in den
Kommunen?

Immer mehr Gemeinden, aber auch Land-
kreise und Regionen entdecken für sich die Fa-
milienfreundlichkeit als Schlüssel zur erfolgrei-
chen Bewältigung der anstehenden Problemla-
gen. Starke Familienstrukturen sind in unserer

Zeit aber keineswegs mehr eine Selbstverständ-
lichkeit, Familien brauchen mehr und mehr die
Unterstützung von externen Partnern wie Verei-
nen, Netzwerken oder auch den Kommunen. Ich
bin der sicheren Überzeugung: Wir können das
Feld „Familienfreundlichkeit“ nur dann effek-
tiv und nachhaltig für die Zukunft bestellen,
wenn alle beteiligten Akteure gemeinsam an ei-
nem Strang ziehen. Die Betroffenen zu aktiv Be-
teiligten machen – das ist das geltende Motto.
In vielen Landkreisen – wie auch im Landkreis
Mühldorf – entstanden oder entstehen in diesem
Sinne immer noch Seniorenpolitische Konzepte.
Das kann und darf aber nur der erste Schritt
sein. Der nächste Schritt, und zwar die Erstel-
lung eines Sozialpolitischen Konzeptes muss die
logische Konsequenz sein. Und dabei sind nicht
die Kommunen alleine in der Verpflichtung!

Wenn ich Bürgerversammlungen besuche und
mich vor Ort mit den Menschen unterhalte, sehe
und spüre ich, wie groß das Angebot an ehren-
amtlichen Leistungen ist. Viele Bürgerinnen und
Bürger engagieren sich sehr stark für das Zu-
sammenleben in ihrer Stadt, in ihrer Gemeinde.
Was vielfach noch fehlt ist die Abstimmung der
einzelnen Angebote und Leistungen untereinan-
der und die konkrete Umsetzung der Ideen und
Projekte. An „Runden Tischen“ können bei-

spielsweise die beteiligten Ak-
teure zur Konzeptentwicklung
und die konkrete Umsetzung
zusammen kommen und ge-
meinsam ein familienfreundli-
ches Umfeld gestalten.

Unter der Trägerschaft des
Landkreises Mühldorf wurde
daneben gerade im Rahmen
der Leader-Aktionsgruppe Mühl-
dorfer Netz e.V. der „Wettbe-
werb familienfreundliche Ge-
meinde“ durchgeführt. Als zen-
trales Einstiegselement für alle
weiteren Bemühungen und Ak-
tivitäten rund um das Thema

Familienfreundlichkeit war der Wettbewerb im
Sinne einer Strategie- und Ideenschmiede für
die Gemeinden angelegt. Ausgehend von der
Klärung der eigenen gemeindlichen Qualitäts-
ansprüche an eine „familienfreundliche Ent-
wicklung“, galt es Ansätze und Ideen zur Um-
setzung abzuleiten. Dabei sollten die teilneh-
menden Gemeinden – immerhin mehr als die
Hälfte aller Kommunen im Landkreis beteiligte
sich aktiv am Wettbewerb – auch ihre bisheri-
gen Aktivitäten auf dem Weg zur Familien-
freundlichkeit darstellen. Auf Basis dieser Rück-
schau konnten dann gemeindespeziesfische An-
sätze für die Zukunft gemeinsam mit den Bürge-
rinnen und Bürgern erarbeitet werden. Als Be-
sonderheit ging aus diesem Wettbewerb hervor,
dass nicht nur die sehr guten und differenzier-
ten Beiträge der einzelnen Gemeinden von der
unabhängigen Jury ausgezeichnet wurden, son-
dern dass auch die Beiträge unter dem Aspekt
der interkommunalen Kooperationen besonde-
re Anerkennung fanden.

Liebe Leserinnen und Leser, wenn wir über
den Unterschied zwischen städtischen und
ländlichen Gebieten sprechen, dann wird uns
immer wieder bewusst, dass soziales Miteinan-
der, Gemeinschaftssinn und gegenseitige Hilfe-
stellung gerade im ländlichen Raum auch heute
noch feste Größen im gesellschaftlichen Leben
sind. Es ist an uns – den Entscheidungsträgern
aus der Politik – gemeinsam mit den vielen en-
gagierten Bürgerinnen und Bürgern dieses
enorme bürgerschaftliche Potenzial zu erhalten
und auszubauen. Weben wir gemeinsam an ei-
nem dichten und leistungsfähigen sozialen Netz
in und zwischen unseren Städten, Märkten und
Gemeinden, das uns mit Sicherheit Rückhalt für
die demographischen Herausforderungen in
der Zukunft geben wird.

Ihr Georg Huber, Landrat

KolumneGZ Georg Huber

Bürgerschaftliches Potenzial
erhalten und ausbauen

Bayernweite Initiative zieht Bilanz:

Ein Netzwerk der besonderen Art
Gemeinsam Ideen und Projekte zur Gewalt-, Sucht- und Ge-
sundheitsprävention entwickeln, die Integration von Menschen
mit Migrationshintergrund fördern und die Ressourcen der
Sport- und Sozialverbände bündeln. Das ist das erklärte Ziel der
Vernetzungsinitiative „Vereint in Bewegung“, die kürzlich der
Öffentlichkeit vorgestellt wurde. Hinter dieser Idee stehen der
Bayerische Landes-Sportverband, der Bayerische Fußball-Ver-
band, der Deutsche Kinderschutzbund Landesverband Bayern,
die Sportjugendstiftung der bayerischen Sparkassen und seit 1.
Januar 2011 die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege in Bayern.

Zwar befassen sich bereits vie-
le Sozial- und Sportverbände mit
den Themenkomplexen Präven-
tion und Integration, jedoch geht
„Vereint in Bewegung“ einen in-
novativen Weg: Sport und So-
zialwesen haben sich vor über
drei Jahren auf Initiative der
Sportjugendstiftung der bayeri-
schen Sparkassen zusammenge-
schlossen. Sie bündeln jetzt ihre
Erfahrungen und Angebote und
schaffen Informations-Plattfor-
men in den bayerischen Gemein-
den vor Ort.

15 bayerische Standorte

In derzeit 15 bayerischen
Standorten - nämlich Augsburg,
Coburg, Landshut, Nürnberg,
Regensburg, Rosenheim, Würz-
burg, Schweinfurt, Dillingen,
Bayreuth, Erlangen, Bamberg,
Weilheim, Deggendorf und Kauf-
beuren - sind sportlich-soziale
Netzwerke entstanden. Ihnen
steht die Initiative als Impulsge-
ber zur Seite.

Unter dem Motto „Mehr Mit-
einander durch Spiel und Sport“
haben alle Projektbeteiligten
vielfältige Möglichkeiten, die
gesetzten Ziele der Gewalt- und
Suchtprävention, der interkultu-
rellen Öffnung und Integration
im Sport sowie der Entlastung
der sozialen Träger durch Sport-
angebote zu erreichen. „Vereint
in Bewegung“ führt zu einer
nachhaltigen Vernetzung zwi-

schen Sport und Sozialem, die
zunächst in der Öffentlichkeit
wenig sichtbar ist.

Fehlentwicklungen
vorbeugen

„Es ist uns ein Anliegen mit
‘Vereint in Bewegung’ gesell-
schaftlichen Fehlentwicklungen
vorzubeugen“, so Theo Zellner,
Sprecher der Initiative und Vor-
standsvorsitzender der Sport-
jugendstiftung der bayerischen
Sparkassen. Um dabei erfolg-
reich zu sein, bedürfe es einer
breiten Allianz auf gesamt-
bayerischer Ebene, genauso wie
an jedem der einzelnen Standor-
te, so der Präsident. Dabei wolle
man dem Kaleidoskop bestehen-
der Initiativen nicht eine weitere
kostspielige Idee hinzufügen,
sondern vielmehr den vorhande-
nen, vielteiligen Werkzeugkas-
ten sinnvoll einsetzen. Mit die-
sem „ressourcenschonenden Er-
folgsrezept“ habe der Sparkas-
senverband letztlich nach drei
Jahren konsequenter Arbeit den
Bayerischen Sozialpreis gewon-
nen. An Einmaleffekten ist Zell-
ner gar nicht gelegen. Zudem de-
finiert er „als Sparkassler ... Hil-
fe zur Selbsthilfe“ als gelebte
Sparkassenphilosophie. Gut vor-
stellen kann sich der Präsident,
dass man künftig auch Initiati-
ven in das Netzwerk integriert,
die sich auf breiter Basis der Mu-
sik verschrieben haben. Ähnlich

wie bei sportlichen Aktivitäten
sei Musizieren Gewalt- und
Suchtprävention und aktiviert
zudem, nicht nur bei jungen Men-
schen, wichtige Gehirnareale.

Einzelprojekte

Begeistert berichteten bei der
Veranstaltung verschiedene In-
itiatoren über ihre vielen Einzel-
projekte: In Augsburg ermög-
lichte beispielsweise die Vernet-
zung von unterschiedlichen Mi-
grantenorganisationen ein wö-
chentliches „muslimisches Frau-
enschwimmen“ im städtischen
Schwimmbad - wobei das Ange-
bot von Mädchen und Frauen
aus allen Kulturkreisen genutzt
werden darf und wird.

In Weilheim können sich
durch die Vernetzung der ört-
lichen Realschule mit einem
Sportverein Ganztagsschüler auf
dem bislang ungenutzten Ver-
einssportplatz nachmittags aus-
toben. Kinder aus einkommens-
schwachen Familien nehmen in
Coburg und Landshut wieder an
Vereinssport-Angeboten teil. So
werden in der Gewalt- und
Suchtprävention von Kindern
und Jugendlichen neue, innova-
tive Akzente gesetzt.

Vor wenigen Wochen hat die
Bayerische Landesstiftung diese
bisher einzigartige Initiative mit

Unter der Leitung von Dr. Ingo Krüger, Geschäftsführer der Sportjugendstiftung der bayeri-
schen Sparkassen (l.) erläuterten auf dem Podium Wilfried Mück, Geschäftsführer der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege und Verwaltungsdirektor bei der Caritas,
Ekkehard Mutschler, Jugendmedienschutzbeauftragter beim Deutschen Kinderschutzbund,
Sparkassenpräsident Theo Zellner, Günther Lommer, Präsident des Bayerischen Landessport-
verbands sowie Dr. Rainer Koch, Präsident des Bayerischen Fußballverbandes und DFB-Vize-
präsident (v.l.) ihre gemeinsamen Aktivitäten im Netzwerk „Vereint in Bewegung“.

Wege zur inklusiven Gesellschaft
Bezirk Oberbayern veranstaltete ersten Fachtag zur Inklusion

Die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention mit dem
Ziel einer inklusiven Gesellschaft kann nur dann gelingen, wenn
möglichst viele Menschen offen und bereit sind, diesen Weg ge-
meinsam zu beschreiten. „Der Bezirk Oberbayern nimmt sich
dieser Aufgabe mit Herzblut an“, versprach der oberbayerische
Bezirkstagspräsident Josef Mederer anlässlich des ersten Fach-
tags zur Inklusion. „Wir haben hier im Haus eine große Verant-
wortung. Wir wollen, dass Menschen, die beeinträchtigt sind,
selbst bestimmt leben können.“

Die Gestaltung und Organisa-
tion des Fachtages „Wege zur In-
klusion“ erfolgte durch den Be-
zirk Oberbayern in Kooperation
mit den Verbänden der Freien
Wohlfahrtspflege, der Landesar-
beitsgemeinschaft der Selbsthil-
fe (LAG Selbsthilfe Bayern) so-
wie dem Kommunalunterneh-
men der Kliniken des Bezirks
Oberbayern (KBO). In mehreren
Fachreferaten und Workshops
wurden die Herausforderungen,
die die Umsetzung der UN-Be-
hindertenrechtskonvention für
die gesamte Gesellschaft mit
sich bringt, aus den unterschied-
lichsten Perspektiven beleuchtet.

An einem Strang ziehen

Es wurde deutlich: Inklusion
gelingt keinesfalls aus dem
Stand, sondern nur- wenn alle Be-
teiligten an einem Strang ziehen
– Menschen ohne Beeinträchti-
gung sowie Menschen mit einer
Behinderung. Zugleich wächst
auf Grund des demographischen
Wandels in der Gesellschaft aber
auch das Bewusstsein für ein Le-

ben mit Beeinträchtigungen.
Menschen mit einer Behinde-
rung in der Mitte der Gesell-
schaft anzunehmen, stellt den-
noch aus Sicht aller Beteiligten
einen Paradigmenwechsel dar.
Bezirkstagspräsident Mederer
appellierte deshalb an die rund
180 Teilnehmer, darunter auch
viele betroffene Menschen mit
Behinderung, gemeinsam und
mit aller Kraft auf dieses Ziel
hinzuwirken. „Der Weg wird
lang, aber wir sind bereits mit-
tendrin“, sagte Mederer.

Moralische Gleichheit

Der Theologe und Erzie-
hungswissenschaftler Prof. Axel
Bohmeyer (Katholische Hoch-
schule für Sozialwesen in Ber-
lin) erklärte, dass der UN-Behin-
dertenrechtskonvention der nor-
mative Anspruch der unbeding-
ten moralischen Gleichheit aller
Menschen zu Grunde liege. Alle
Bürgerinnen und Bürger hätten
die gleiche Rechte und die glei-
che Würde. Inklusion sei deshalb
kein Sonderrecht für Menschen

mit Behinderung, sondern ein
unverzichtbares Grundrecht für
alle Menschen. „Der Anspruch
auf Teilhabe muss garantiert
werden“, sagte Bohmeyer. Für
den Staat bedeute dies, dass er
die Weichen von einer Politik
der Fürsorge hin zur Selbstbe-
stimmung stellen müsse. „Das
ist ein Paradigmenwechsel.“

Teilhabe, Selbstbestimmung
und Chancengleichheit – Inklu-
sion: Nach Auskunft von Mini-
sterialdirigent Burkhard Rappl
erarbeitet derzeit im Sozialmini-
sterium der Runde Tisch „Zu-
kunft der Behindertenhilfe in
Bayern“ ein Konzept für die
Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention auf bayeri-
scher Ebene.

Eckpunktekatalog

Herzstück ist ein Eckpunkte-
katalog zur Umsetzung dezentra-
ler Wohnstrukturen für Men-
schen mit Behinderung. Erste
Überlegungen sollen im Som-
mer vorliegen. Ziel müsse sein,
die Umwelt in allen Lebensbe-
reichen barrierefrei zu gestalten.
Der Geschäftsführer der LAG
Selbsthilfe Bayern e.V., Rein-
hard Kirchner, warnte in diesem
Zusammenhang aber davor, In-
klusion nur als spezielles Kon-
zept für Menschen mit Behinde-
rung zu verstehen. Auch Men-
schen ohne Behinderung müs-

sten die Vorzüge des unmittelba-
ren Zusammenseins mit behin-
derten Menschen wahrnehmen.
Kircher sagte: „Nur dann gelingt
der Weg zu einer inklusiven Ge-
sellschaft.“

Beteiligung an der Planung

Dass in der heutigen Leis-
tungsgesellschaft nicht immer
die optimalen Bedingungen für
diesen gesellschaftlichen Re-
formprozess vorliegen, merkte
Davor Stubican vom Paritäti-
schen Wohlfahrtsverband in
Bayern kritisch an. Gelingen
kann der Inklusionsprozess nach
Ansicht des Psychiatriereferen-
ten deshalb nur, wenn sich Men-
schen mit einem individuellen
Unterstützungsbedarf aktiv bei
der Planung mit einbringen dür-
fen. „Die Gesellschaft zum Bar-
riereabbau zu bewegen, ist ein
sehr spannendes Projekt, für das
wir viel Atem brauchen“, sagte
Stubican.

Workshops

Die Workshops befassten sich
mit vier zentralen Bereichen zur
Umsetzung des Inklusionsgedan-
kens in der Gesellschaft – etwa:
Welche Voraussetzungen müssen
für inklusives Wohnen geschaffen
werden? Und wie kann Inklusion
in derArbeitswelt gelingen? In ei-
nem weiteren Workshop disku-
tierten Experten und Betroffene
Inklusion von Anfang an für
Kinder und Jugendliche. Neue
Wohnformen für Seniorinnen und
Senioren wurden dagegen in der
Runde Inklusion im Alter debat-
tiert. Die Ergebnisse der Work-
shops werden bis voraussichtlich
Ende März auf der Internetseite
des Bezirks Oberbayern doku-
mentiert.

dem Sozialpreis ausgezeichnet.
Dieser mit 10.000 Euro dotierte
Preis würdigt damit ein bedeu-
tendes sozialpolitisches Projekt.
Dies ist Bestätigung und An-

sporn zugleich für die Erkennt-
nis, dass es gemeinsam einfach
besser geht.
Informationen im Internet:
www.vereint-in-bewegung.de.

Haderthauer zu Pflegestützpunkten in Bayern:

Beratungsbedarf ist gedeckt
„In sehr vielen bayerischen Kommunen bestand bereits bevor

der Bund die Pflegestützpunkte erfunden hat, ein sehr gutes,
neutrales Beratungsangebot rund um die Pflege, so beispiels-
weise die bestens funktionierenden Fachstellen für pflegende
Angehörige“, so Sozialministerin Christine Haderthauer. Diese
110 Fachstellen bieten flächendeckend ein fachlich hervorra-
gendes Unterstützungs- und Betreuungsangebot. Das bayerische
Sozialministerium fördert sie jährlich mit rund 1,3 Mio. Euro.
Insofern war Bayern von Anfang an skeptisch, inwieweit für die
vom Bund gewünschten Pflegestützpunkte im Freistaat über-
haupt Bedarf besteht.

Zur Vermeidung verwirrender Doppelstrukturen sei festgelegt
worden, dass die Kassen Pflegestützpunkte nicht gegen den Wil-
len der Kommunen als Konkurrenz zu bereits bestehenden Be-
ratungsangeboten einrichten können, so die Ministerin. Viele
Kommunen sehen keinen messbaren Mehrwert in der Errich-
tung eines Pflegestützpunktes, da bereits attraktive Betreuungs-
angebote bestehen. Haderthauer versicherte, dass die Entschei-
dungen der Kommunen zu respektieren seien.

Die Finanzierung der Pflegestützpunkte ist im Bundesgesetz
geregelt. Die Kosten des laufenden Betriebs sind von den Trä-
gern zu übernehmen. Zudem ist eine Anschubfinanzierung des
Bundes mit bis zu 50 000 Euro vorgesehen. „Hierfür zusätzliche
Gelder des bayerischen Steuerzahlers aufzuwenden, verbietet
sich daher“ bemerkte die Sozialministerin abschließend.
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(Fortsetzung von Seite 1)
dem Misstrauen betrachtet wer-
den und zudem eine größer wer-
dende Minderheit am politischen
Geschehen völlig desinteressiert
sei, gilt es nach Röbkes Über-
zeugung „in dieser Situation We-
ge aufzuzeigen, wie aus dem
ganz selbstverständlichen demo-
kratischen Verhalten, aus dem
vielfältig vorhandenen Bürger-
schaftlichen Engagement, nach-
haltige politische Beteiligung
und Mitverantwortung wachsen
kann, die über die episodische
Beteiligung in einer Bürgeri-
nitiative hinausreicht“.

Wissensnetzwerk
und starke Partner

Um dieses Wissensnetzwerk
in Gang zu setzen, sei bereits ei-
niges an Aufbauarbeit gesche-
hen. So verfüge man Röbke zu-
folge mit der SDL in Plankstet-
ten über einen kompetenten Part-
ner für interessante Fortbildun-
gen, die den Netzwerkpartnern
angeboten werden. Neben dem
Sozialwissenschaftlichen Institut
für regionale Entwicklung habe
man mit dem Bayerischen Staats-
ministerium für Umwelt und Ge-
sundheit auch einen staatlichen
Partner an der Seite, durch den
das Netzwerk nicht nur finanzi-
ell gefördert wird, sondern der
auch wichtiger Mitdiskutant auf
Augenhöhe ist.

Über unschätzbares Know-
how verfüge schließlich der
Bayerische Gemeindetag als
kommunaler Spitzenverband.

Gütesiegel von Söder

Danielle Rodarius vom Lan-
desnetzwerk Bürgerschaftliches
Engagement Bayern verwies ih-
rerseits auf einen besonderen
Termin: Am 12. April werden
die Mitgliedskommunen der ers-
ten Projektphase aus den Händen
von Umweltminister Dr. Markus
Söder das Gütesiegel Nachhalti-
ge Bürgerkommune verliehen
bekommen.

Vier Qualifizierungsformate

Rodarius nannte vier Qualifi-
zierungsformate, die den Kom-
munen, die sich im Netzwerk be-
teiligen, die Möglichkeit geben,
ihre kommunalpolitischen Ver-
treter, Mitarbeiter der Verwal-
tung sowie interessierte Bürger
für die Zusammenarbeit vor Ort
zu sensibilisieren. Zentraler Bau-
stein im Qualifizierungsangebot
des Netzwerks sei ein Halbjah-
resprogramm, das auch auf der
Projekthomepage zu finden ist.
Es biete Seminare zu verschiede-
nen Themenfeldern an, wie z. B.
Nahversorgung, Recht und Eh-
renamt, Moderation in der Ge-
meindeentwicklung. Die Teil-
nahme an diesen Seminaren ist
in der Regel für Mitgliedskom-
munen beitragsfrei oder stark
kostenreduziert.

Seminarliste und
Fördermöglichkeiten

Zusätzlich zu diesem festen
Programm steht laut Rodarius ei-
ne Liste mit buchbaren Seminar-
angeboten zur Verfügung, die
Mitgliedskommunen bei sich
vor Ort durchführen können. So
besteht die Chance, mehr lokale
Akteure einzubeziehen. Auch
diese Angebote können finanzi-
ell gefördert werden. Falls ein
Thema unter den Nägeln brennt,
das sich bisher nicht im Angebot
befindet, unterstützt das Netz-
werk Nachhaltige Bürgerkom-
mune Bayern die Kommunen
auch bei der Referentensuche.

Voneinander lernen

„Voneinander lernen“ - auf
dieses Motto wird im Sinne des
Wissensnetzwerks besonderer
Wert gelegt. Es sei, so Rodarius,

(Fortsetzung von Seite 1)
Erwerbsminderung komme es
zu einer erheblichen finanziellen
Entlastung der Gemeinden. Die
Forderungen der CSU seien
berücksichtigt worden; Partei-
vorsitzender Horst Seehofer ha-
be hier einen großen Erfolg er-
rungen.

Als wichtigen Bestandteil des
Kompromisses in Bezug auf die
Auswirkungen für die Kommu-
nen nannte Rößle unter anderem
das Bildungspaket, das auch für
Kinder von Familien, die Wohn-
geld beziehen, gewährt werde.
Die Trägerschaft gehe komplett
auf die Kommunen über. Der
Bund stelle auf dem Weg der Be-
teiligung an den Kosten der Un-
terkunft den Kommunen 2011,
2012 und 2013 jeweils 400 Mil-
lionen Euro für das Mittagessen
von Kindern in Hortbetreuung
und für Schulsozialarbeit zur
Verfügung.

Erstattung vom Bund

Das Gesamtvolumen von 1,6
Mrd. Euro (ab 2014: 1,2 Mrd.
Euro) pro Jahr (inklusive Ver-
waltungskosten und Übernahme
der Kosten für die Warmwasser-
aufbereitung) werde über die Be-
teiligungsquote des Bundes an
den „Kosten der Unterkunft“
(KdU) im Bereich der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende den
Kommunen erstattet. Die Erstat-
tung der Leistungsausgaben für
das Bildungspaket wird auf Ba-
sis der Ist-Kosten jährlich fort-
laufend angepasst. In einem
Drei-Stufen-Modell werden die
Kosten der Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung
auf Dauer durch den Bund über-
nommen. Das entspricht allein
2012 bis 2015 einer Nettoentla-
stung der Kommunen von 12,2
Mrd. Euro.

Stichwahlen abschaffen

Mit Blick auf eine mögliche
Änderung des Gemeinde- und
Landkreiswahlgesetzes meinte
Rößle, es gebe sowohl gute
Gründe für als auch gute Gründe
gegen eine Abschaffung der
Stichwahlen in Bayern. Hinter-
grund der Diskussion ist ein An-
trag des CSU-Kreisverbandes
Schwandorf, der beim Parteiaus-
schuss in München an die KPV
überwiesen wurde. In diesem
Antrag wird dafür plädiert, das
Gemeinde- und Landkreiswahl-
gesetz dahingehend zu ändern,
dass bei den Wahlen der Landrä-
te sowie Ersten Bürgermeister
und Oberbürgermeister die abso-
lute Mehrheit für die Wahl nicht
mehr erforderlich ist. Gewählt ist
derjenige, der die Mehrheit der
abgegebenen gültigen Stimmen
erhält.

Wahltaktische Erwägungen

Begründet wird der Antrag da-
mit, dass Landräte und Bürger-
meister sich auf eine breite de-
mokratische Legitimation stüt-
zen können sollen. Insofern hat-
te die Stichwahl zwischen den
Bewerbern mit den meisten
Stimmen zur Herbeiführung der
absoluten Mehrheit einen Sinn.
Andererseits sei festzustellen,
dass immer mehr Parteien und
Wählergruppen eigene Kandida-
ten aufstellen. Oftmals gehe es
dabei erklärtermaßen weniger
um das höchste Amt, sondern
hauptsächlich darum, eine besse-
re Ausgangsposition für die
Wahl der Gemeinderäte etc. zu
schaffen. Mitunter spiele auch
der Gedanke eine Rolle, dass da-
durch eine Stichwahl zu Stande
kommt und man in Verhandlun-
gen für die Unterstützung eines
Bewerbers Vorteile für Aus-
schussbesetzungen usw. aushan-
deln kann. Fünf und mehr Be-
werber seien mithin längst nicht
mehr ungewöhnlich, so dass die
Stichwahl immer mehr zur Re-

(Fortsetzung von Seite 1)
Erschließung neuer Exportmärk-
te zur Seite. Dies hilft insbeson-
dere Exportneueinsteigern aus
dem Mittelstand bei der notwen-
digen Vermittlung von Orts-
kenntnis und Kontakten“, erklärt
der Minister.

Exporterfolge

Bayerische Exportschlager
waren 2010 unverändert Fahr-
zeuge. Die Exporte in diesem
Bereich legten um 18,5 Prozent
auf rund 45 Milliarden Euro zu.
Zusammen mit den ebenfalls
deutlich gestiegenen Ausfuhren
bei Maschinen (+10,9 Prozent),
elektrotechnischen sowie chemi-
schen Erzeugnissen (+24,2 bzw.
+22,6 Prozent) dominieren diese
Warengruppen das bayerische
Auslandsgeschäft mit einem An-
teil am Gesamtexport von über
zwei Dritteln.

Bayerns Exportwirtschaft
konnte ihre Tätigkeit insbeson-
dere in den Schwellen- und Ent-
wicklungsländern deutlich aus-
bauen. Die Exporte nach China
ragen mit einem Zuwachs von
61,6 Prozent deutlich heraus.

gel wird. Bei den Kommunal-
wahlen im März 2008 waren
rund 300 Stichwahlen notwen-
dig.

Noch mehr als bei „normalen“
Wahlen sei das Interesse an
Stichwahlen also bereits gewal-
tig geschwunden „und wird es,
wie man bei realistischer Be-
trachtung wird eingestehen müs-
sen, weiter sein“, heißt es in dem
Antrag. Die gewünschte Unter-
stützung und Legitimation durch
den Wähler finde nicht mehr
statt. Eine Stichwahl sollte daher
nur noch dann durchgeführt wer-
den, wenn im ersten Wahlgang
zwei oder mehr Bewerber die
gleiche Stimmzahl erreichen.
Für die beantragte Änderung des
Gesetzes spräche zudem ein ge-
ringer Personal- und Kostenauf-
wand durch den Wegfall der
Stichwahlen, darüber hinaus rei-
che bei Landtags- und Bundes-
tagswahlen ebenfalls die einfa-
che Mehrheit, um den Stimm-
beziehungsweise Wahlkreis zu
gewinnen und auch in anderen
Bundesländern genüge bei Kom-
munalwahlen die einfache
Mehrheit.

Supplementary vote

Da es nicht einfach sein wer-
de, „einen Beschluss der An-
tragskommission komplett um-
zuwandeln“, wäre es nach Stefan
Rößles Ansicht durchaus überle-
genswert, sich mit dem engli-
schen „Supplementary vote“-
Verfahren als mögliche Alterna-
tive zu befassen. Bei diesem Ver-
fahren wird in einem einzigen
Wahlakt neben einer ersten Stim-
me zusätzlich eine zweite Alter-
nativ-Stimme abgegeben, für
den Fall, dass kein Bewerber die
absolute Mehrheit der Erststim-
men erreicht. Es besteht keine
Verpflichtung zur Abgabe der
Alternativ-Stimme, aber ohne ei-
ne erste Stimme kann keine Al-
ternativ-Stimme abgegeben wer-
den.

Absolute Mehrheit genügt

Zur Ermittlung des Wahlsie-
gers werden zunächst die ersten
Stimmen ausgezählt. Wer dabei
die absolute Mehrheit der Stim-
men erreicht, ist gewählt. Ge-
lingt dies keinem Kandidaten,
scheiden bis auf die beiden Best-
platzierten alle übrigen Kandida-
ten aus. Nun werden die Stimm-
zettel jener Wähler ausgewertet,
die mit der ersten Stimme für ei-
nen inzwischen ausgeschiedenen
Kandidaten gestimmt haben. So-
weit sie ihre Alternativstimme

für einen der beiden Bestplat-
zierten abgegeben haben, wer-
den diese Stimmen für die bei-
den Favoriten hinzuaddiert. Der
Kandidat, der nun insgesamt die
meisten Stimmen hat, ist ge-
wählt.

Weiter für die Abschaffung

Nach intensiven Diskussionen
kam eine klare Mehrheit in der
KPV schließlich zu dem Ergeb-
nis, weiter für die Abschaffung
der Stichwahl in der bisherigen
Form einzutreten. Sollte es dazu
nicht kommen, wäre das „Sup-
plementary vote“-Verfahren eine
brauchbare Lösung.

Für MdL Christian Meißner ist
die jetzige Form der Stichwahl
„rein parteipolitisch unfair“. Als
weitere mögliche Änderungen
bis zur nächsten Kommunalwahl
führte er in einem kurzen Abriss
zunächst eine Gesetzesinitiative
im Bayerischen Landtag zur völ-
ligen Aufhebung der Altersgren-
ze für kommunale Wahlbeamte
an. Die zweite große Baustelle
im Rahmen des kommunalen
Wahlbeamtengesetzes sei die
Überlegung, „den Bürgermeis-
tern mehr Geld zu geben und bei
den Nebentätigkeitsvorschriften
aufzuräumen“.

Erleichterung
der Briefwahl

Zudem wird Meißner zufolge
die Erleichterung der Briefwahl
ebenso auf den Weg gebracht
wie die Erweiterung der Zu-
ständigkeit des Beschwerdeaus-
schusses. Hier wird auf Bürger-
meister- und Landratswahlen
ausgeweitet. Auch soll die Defi-
nition des Schwerpunkts der Le-
bensbeziehungen eines Kandida-
ten gestrichen werden. Benötigt
werde aber „mindestens ein mel-
derechtlicher Wohnsitz in der
Kommune, in der sich der Politi-
ker zur Wahl stellen will“. Was
mögliche Anfechtungen nach
der Wahl anbelangt, so sollen
sich in Zukunft mindestens fünf
Wahlberechtigte zusammenfin-
den. Zudem ist angedacht, das
passive Wahlrecht bei Landräten
und Bürgermeistern auf 18 Jahre
zu senken. „Immer noch umstrit-
ten innerhalb der CSU-Land-
tagsfraktion ist hingegen „der
Rücktritt kommunaler Mandat-
sträger ohne trifftigen Grund“,
wie Meißner berichtete.

Höchstaltersgrenze
soll bleiben

Keine Mehrheit finde in der

Fraktion dagegen eine mögliche
Aufhebung der Höchstalters-
grenze kommunaler Wahlbeam-
ter. Im Grunde, so Meißner, sei
diese Diskussion „unehrlich“,
weil es hier um eine persönliche
Angelegenheit gehe. Da der Ko-
alitionspartner FDP jedoch auf
einer Änderung bestanden habe,
werde es nach Auskunft Meiß-
ners wohl zunächst darauf hin-
auslaufen, „dass sämtliche kom-
munalen Spitzenverbände zu
dem Ergebnis kommen, die
Höchstaltersgrenze stufenweise
einzuführen“.

Eigene Positionen zum
Bayerischen
Landesplanungsgesetz

Stichwort Landesentwicklung:
Die CSU-Fraktion im Bayeri-
schen Landtag hat eine Projekt-
gruppe unter der Leitung von
MdL Erwin Huber, Vorsitzender
des Arbeitskreises für Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie, eingesetzt, um eine
Positionierung der Fraktion zu
einem eigenen Bayerischen Lan-
desplanungsgesetz und zur Ge-
samtfortschreibung des Landes-
entwicklungsprogramms vorzu-
bereiten und sich gegenüber der
Staatsregierung zu äußern. Das
nunmehr vorliegende Diskussi-
onspapier, das auch den kommu-
nalen Spitzenverbänden zugelei-
tet wurde, ist nach Rößles Dafür-
halten „in dieser Form nicht
kompatibel mit der KPV-Mei-
nung“.

Kritik am ZOS

Gräfelfings Bürgermeister
Christoph Göbel, der einer spezi-
ell eingesetzten Arbeitsgruppe in
der KPV angehört, kritisierte un-
ter anderem Überlegungen zum
Zentralen-Orte-System (ZOS),
wonach „eine deutliche Ver-
schlankung zum Beispiel auf
drei Hierarchiestufen verbunden
mit Abstufungen und Reduzie-
rung der Gesamtzahl bzw. eine
Beschränkung auf nur mehr eine
Kategorie ‚zentraler Ort’“ disku-
tiert werden sollte. „Diese ZO si-
chern die örtliche und überörtli-
che Grundversorgung“, heißt es
weiter. Auch der Vorschlag, dass
es bei der raumstrukturellen
Gliederung künftig drei Haupt-
kategorien ohne Untergliede-
rung, nämlich „Verdichtungs-
raum“, „ländlicher Raum“ und
„strukturschwacher Raum“ ge-
ben sollte, stieß bei Göbel auf
Unverständnis, denn: „Welches
Unternehmen ist denn dann
überhaupt noch bereit, sich im
Falle der Einschätzung ‚struktur-
schwacher Raum’ anzusie-
deln?“. DK

China ist somit zum drittwichtig-
sten Exportland nach den USA
(+23,2 Prozent) und dem be-
nachbarten Österreich (+7,1 Pro-
zent) geworden. „China wird in
absehbarer Zukunft Bayerns
wichtigster Handelspartner wer-
den.

Die Exporterfolge ins Reich
der Mitte zeigen exemplarisch,
dass die Produktpalette bayeri-
scher Unternehmen nicht nur op-
timal für die Bedürfnisse hochin-
dustrialisierter Partner in Europa
und Amerika, sondern auch für
die Märkte rasant wachsender
Schwellenländer maßgeschnei-
dert ist“, erläutert Zeil. Das be-
wiesen auch die hohen Wachs-
tumsraten der Ausfuhren in die
Tigerländer Südostasiens (+41,4
Prozent), nach Asien insgesamt
(+40,9 Prozent) sowie nach Lat-
einamerika (+44,9 Prozent) mit
Brasilien (+55,2 Prozent) an der
Spitze.

Wachstumsrate

Der Löwenanteil der bayeri-
schen Exporte geht mit einem
Anteil von über 50 Prozent aber
weiterhin in die Europäische

Union. Die langsamere konjunk-
turelle Erholung in der EU spie-
gelte sich allerdings in der mit
9,8 Prozent unterdurchschnittli-
chen Wachstumsrate bayerischer
EU-Exporte wieder. Dabei ergab
sich für die wichtigsten europäi-
schen Exportländer ein differen-
ziertes Bild: So entfiel auf
Frankreich (+5,9 Prozent) ein
deutlich niedrigeres Wachstum
als auf Italien (+10,4 Prozent)
oder Großbritannien (+11,2 Pro-
zent). Den höchsten Exportzu-
wachs, wenn auch auf niedrigem
Niveau, verzeichnet die Slowa-
kei (+34,1 Prozent). „Gleichzei-
tig profitieren unsere europäi-
schen Nachbarn auch vom Auf-
schwung der bayerischen Wirt-
schaft, die deutlich mehr Importe
aus der EU (+17,1 Prozent)
nachfragte“, sagt Zeil.

Insgesamt beliefen sich die
Ausfuhren Bayerns im Jahr 2010
auf 145,1 Milliarden Euro. Die
Einfuhren erreichten einen Wert
von 131,6 Milliarden Euro, was
einem Anstieg von 19,7 Prozent
im Vorjahresvergleich entspricht.
Verteuerte Rohstoffimporte ha-
ben dabei erheblich zum Anstieg
der Einfuhren beigetragen.

jederzeit möglich, dass Mit-
gliedsgemeinden Vertreter aus
anderen Netzwerk-Kommunen
zu sich einladen oder Exkursio-
nen in andere Netzwerk-Ge-
meinden durchführen, um sich
durch gute Beispiele anregen zu
lassen. Die Netzwerksteuerung
helfe bei der Vermittlung ent-
sprechender Kontakte.

Nürnberger Erklärung

Zum Abschluss wandten sich
die Netzwerk-Kommunen mit
einer Nürnberger Erklärung, in
der Eckpunkte für eine nachhal-
tige Politik in Bayern verab-
schiedet wurden, an Minister-
präsident Seehofer. Darin heißt
es u. a.: „Die Kommunen brau-
chen in erster Linie Hilfe zur
Selbsthilfe, denn sie können
ihren Verfassungsauftrag nur
dann erfüllen, wenn eigenständi-
ges Handeln möglich ist…
Konkret benötigen wir:

Die Stärkung des bürger-
schaftlichen Engagements durch
stabile Rahmenbedingungen und
dauerhaft finanzierte bürgernahe
Anlaufstellen,

eine an den Leitzielen der
nachhaltigen Bürgerkommune
orientierte kommunale Leitbild-
entwicklung,

Strukturen, die eine verant-
wortliche Mitsprache und Mit-
gestaltung der Bürgerinnen und
Bürger gewährleisten,

einen möglichst großen kom-
munalen Gestaltungsspielraum,
der langfristig unsere Selbststän-
digkeit sicherstellt und am Prin-
zip der Konnexität ausgerichtet
ist,

eine gesicherte, transparente
und nachhaltige Haushaltsfüh-
rung,

starke regionale Wirtschafts-
kreisläufe in allen Regionen
Bayerns,

effizientes und effektives kom-
munales Energiemanagement,

‚Haltefaktoren’ wie z. B. aus-
reichend Bildungsangebote für
Jung und Alt oder kleinräumige
Nahversorgungseinrichtungen,
um den demographischen Wan-
del vor Ort aktiv gestalten zu
können,

interkommunalen Austausch,
um auch über den eigenen Tel-
lerrand hinauszuschauen.“

Der Staat müsse die Gemein-
den als verlässlicher Partner auf
dem Weg zur Bürgerkommune
aktiv begleiten. Auch sei es seine
Aufgabe, den ländlichen Raum
gezielt und aktiv zu unterstützen.
Dazu gehören:

Maßnahmen zum Erhalt und
zur Ansiedlungen von Arbeits-
plätzen in allen Regionen,

Maßnahmen zur Förderung
der Zusammenarbeit von Wis-
senschaft, Wirtschaft und Ge-
meinden auch im ländlichen
Raum,

die eindeutige Aussage des
Staates, dass der ländliche Raum
neben den städtischen Regionen
einen eigenständigen Wert und
eigene Entwicklungsmöglich-
keiten besitzt - das Prinzip der
gleichwertigen Lebens- und Ar-
beitsverhältnisse darf keine Wort-
hülse sein,

die ressortübergreifende Bün-
delung der Aufgaben für den
ländlichen Raum,

die Förderung geeigneter Rah-
menbedingungen für die Stär-
kung sozialer Netzwerke und
des bürgerschaftlichen Engage-
ments im kommunalen Bereich.

In diesem Zusammenhang for-
dern die Mitgliedskommunen
ausdrücklich, dem auf Initiative
des Staatsministeriums für Um-
welt und Gesundheit entstande-
nen Netzwerk „Nachhaltige Bür-
gerkommune“ eine dauerhafte
Zukunft zu geben.

Informationen über Ziele,
Struktur und Ansprechpartner
des Netzwerks gibt es unter www.
nachhaltige-buergerkommune.de

Doris Kirchner

Blickpunkt Kommunalwahlrecht ...

Bayern findet zu gewohnter ...

Nachhaltigkeit hat viele ...
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Kommunen:
Stark im Aufschwung

UnternehmerKonferenz des
Sparkassenverbands Bayern am 26. Mai in Nürnberg

Zum dritten Mal in Folge wird die UnternehmerKonferenz 2011
am 26. Mai in Nürnberg den Kommunen mit dem Forum „Kon-
zern Kommune“ einen eigenen Schwerpunkt widmen. Die Veran-
staltung steht unter dem Motto: „Stark imAufschwung“. Die Un-
ternehmerKonferenz findet 2011 zum neunten Mal statt und hat
sich als eine breite Informations- und Know-how-Plattform zum
Knüpfen und Vertiefen von Business-Kontakten etabliert.

Regionale Einbindung und öf-
fentliches Engagement sind ein
prägendes Merkmal der Sparkas-
sen. Stabile und verlässliche Fi-
nanzierungslösungen gehören zu
ihrem Selbstverständnis, das nach
der Finanz- und Wirtschaftskri-
se noch deutlicher in den Fokus
gerückt ist.

„Die bayerischen Sparkassen
sind eine wichtige Schnittstelle
zwischen den Kommunen und
der regionalen Wirtschaft und den
Bürgern. Hierzu zählen auch
kommunale Entwicklung und
Projekte oder ganz allgemein
Standort-Attraktivität, Felder al-
so, auf denen die Sparkassen seit
Jahrzehnten ihre Kompetenzen
einbringen. Das wollen wir auf
der UnternehmerKonferenz noch
stärker nach außen tragen“, be-
tont der Vizepräsident des Baye-
rischen Sparkassenverbandes,
Prof. Rudolf Faltermeier. „Wenn
wir im Dialog stehen, ist der An-
fang schon gemacht. Zeichnet
sich dazu noch ein Aufschwung
ab, ergeben sich daraus ganz neue
Perspektiven für Wirtschaft und
die Kommunen.“

Neben Fachvorträgen für „klas-
sische“ Unternehmer werden spe-
zielle Vortragsthemen für kommu-
nale Vertreter angeboten. „Die Zu-
stimmung aus den Vorjahren hat
gezeigt, dass wir mit diesen The-

men einen Nerv getroffen haben“,
erklärt Michael Zehnter vom Spar-
kassenverband Bayern, Projektlei-
ter der UnternehmerKonferenz.
„Die Herausforderungen, denen
sich Städte und Gemeinden ge-
genüber sehen, sind von unter-
nehmerischem Handeln geprägt.
Neu- und Erweiterungsinvestiti-
onszyklen, Effizienzsteigerung…
all das müssen die Kommunen
stemmen.“

Stadtentwicklung, die Finan-
zierung von Infrastrukturprojek-
ten oder regionaler Klimaschutz
und Energie-Management sind
daher einige der Themen, die sich
explizit an die Gemeindevertreter
richten.

Zur Veranstaltung im Messe-
CongressCenter in Nürnberg wer-
den über 1.000 Teilnehmer erwar-
tet. DasAngebot von über 30 Vor-
trägen, Keynote, Impuls- und
Best-Practice-Vortrag wird ergänzt
durch rund 20 fachbegleitende In-
formationsstände. Am Abend fin-
det die Verleihung des Bayeri-
schen Gründerpreises 2011 im
Rahmen einer Festgala mit TV-Li-
ve-Aufzeichnung statt.
Infos und Anmeldung unter:
www.unternehmerkonferenz.de
Kontakt: Projektbüro Unter-
nehmerKonferenz/Bayeri-
scher Gründerpreis: presse@
unternehmerkonferenz.de

Landkreise München, Starnberg und Ebersberg:

Sparkassen-Zusammenschluss
in der Metropolregion

Im Großraum München, nahezu rund um die Landeshauptstadt,
gibt es eine neue Großsparkasse. Denn die Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg und die Kreissparkasse Ebersberg haben sich zur
Kreissparkasse München Starnberg Ebersberg zusammenge-
schlossen. Damit beherbergt die Metropolregion mit der Stadt-
sparkasse München die größte und mit dem fusionierten Institut
die drittgrößte Sparkasse Bayerns. Nummer 2 ist die Stadtspar-
kasse Nürnberg.

Der Zusammenschluss zur
Kreissparkasse München Starn-
berg Ebersberg wird aus bilanz-
technischen Gründen rückwir-
kend zum 1. Januar 2011 vollzo-

Prozent beteiligt. Anders ausge-
drückt: Am erweiterten Sparkas-
senverband für das neue Institut
sind der Landkreis München mit
63,1 Prozent, der Landkreis Starn-

desweit erfolgreichste Wirt-
schaftsraum und liege auch im eu-
ropäischen Vergleich unter den
Spitzenreitern. Die Landkreise
München und Starnberg belegten
nach einer Prognos-Studie unter
den 412 kreisfreien Städten und
Landkreisen Deutschlands zwei
der vier vordersten Ränge. Und
auch Ebersberg zähle jüngsten
Prognosen zufolge zu den Regio-
nen, denen beste Entwicklungs-
chancen bescheinigt werden. Die

die Gemeindesparkasse Gauting
0,5 Millionen Euro.

Der Starnberger Landrat Karl
Roth (CSU) stellte mit Genugtu-
ung fest, dass die Fusion der
Starnberger und der Münchener
Kreissparkasse vor zehn Jahren
entgegen manchen Befürchtun-
gen keinerlei Probleme beschert
habe. Da die jetzigen Partner eine
vergleichbare Geschäftspolitik
verfolgten, seien auch jetzt keine
Probleme zu erwarten, zumal die
Stimmung in den Belegschaften
„richtig gut“ sei.

Auf Nachfrage sagte Rumschöt-
tel, zwar gebe es derzeit keinerlei
konkrete Pläne für eine weitere
Expansion, doch sei nicht auszu-
schließen, dass sich die eine oder
andere Sparkasse irgendwann
ebenfalls zu einer Fusion angeregt
fühlen könnte. Der Wirtschafts-
raum habe jedenfalls Platz für zwei
große Sparkassen.

Gutes Verhältnis

Als im südlichen Nachbarland-
kreis Bad Tölz-Wolfrathausen laut
Pressemeldungen einmal diesbe-
züglich vorgefühlt worden war,
hatte der Verwaltungsrat der dorti-
gen Sparkasse keinerlei Veranlas-
sung für eine Fusion gesehen. Zur
Stadtsparkasse München, so Rum-
schöttl weiter, bestehe ein gutes
Nachbarschaftsverhältnis. Hier ge-
be es durch die Fusion keinerlei
Probleme. Die Kollegen aus Mün-
chen hätten vielmehr zum Erfolg
des Zusammenschlusses gratuliert.

Der neue Vorstandsvorsitzende
Josef Bittscheidt geht davon aus,
dass die neue Kreissparkasse
München Starnberg Ebersberg in
fünf Jahren mehr Mitarbeiter und
mehr Geschäftsvolumen als jetzt
haben werde. Es werde weiter-
hin Veraltungssitze in München,
Starnberg und Ebersberg geben.
Der juristische Firmensitz aber sei
München. dhg.

Von links: Walter Fichtel, Vorstandsmitglied der Kreissparkasse München Starnberg Peter Waß-
mann, Vorstandsvorsitzender der Kreissparkasse Ebersberg Landrätin Johanna Rumschöttel, Ver-
waltungsratsvorsitzende der Kreissparkasse München Starnberg Landrat Karl Roth, stv. Verwal-
tungsratsvorsitzender der Kreissparkasse München Starnberg Landrat Gottlieb Fauth, Verwal-
tungsratsvorsitzender der Kreissparkasse Ebersberg Anton Hummer, Vorstandsvorsitzender der
Kreissparkasse München Starnberg Josef Bittscheidt, Vorstandsmitglied der Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg,Andreas Frühschütz, Vorstandsmitglied der Kreissparkasse Ebersberg.

gen, praktisch aber tritt die Fusion
zum 1. Mai 2011 in Kraft. Zwar
bringen die beiden Fusionspartner
unterschiedliche Größen in den
Zusammenschluss ein, doch seien
die Verhandlungen, die im Herbst
2010 angedacht und seit Januar
2011 ernsthaft geführt wurden,
stets harmonisch verlaufen. Denn
hinter dem Zusammenschluss ste-
he kein wirtschaftlicher Zwang, er
werde vielmehr von beiden Seiten
freiwillig und ohne Not vollzo-
gen, stellten bei der Vertragsunter-
zeichnung am 23. Februar die
Vertreter der Eigentümer der bei-
den Institute fest.

Kundennähe bleibt gewahrt

Die Kreissparkasse München
Starnberg, auch bisher schon die
drittgrößte Sparkasse in Bayern,
weist eine Bilanzsumme von 7,9
Milliarden Euro aus und beschäf-
tigt 1500 Mitarbeiter, das Ebers-
berger Institut bringt eine Bilanz-
summe von 1,3 Milliarden Euro
und 350 Beschäftigte mit. Zusam-
men kommt die neue Kreisspar-
kasse also auf eine Bilanzsumme
von 9,1 Milliarden Euro und 1850
Mitarbeiter. Künftig stehen im
Geschäftsgebiet mit seinen 64 Ge-
meinden den 670.000 Einwoh-
nern 102 Geschäftsstellen zur Ver-
fügung. Die Kundennähe bleibe
also auf jeden Fall gewährleistet.
Betreut werden 680.000 Kunden-
konten. Die Kundeneinlagen be-
tragen 7,5 Milliarden Euro und
die Ausleihungen an Kunden 5,9
Milliarden Euro. Das Gesamt-Ge-
schäftsvolumen erreicht 16 Milli-
arden Euro.

UnterschiedlicheAnteile

An dem neuen Institut sind die
Landkreise München und Starn-
berg sowie die Gemeinde Gau-
ting, die ihre jeweilige Beteili-
gung an der Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg in dem Zweckver-
band München-Starnberg-Gau-
ting zusammengefasst haben, mit
87,6 Prozent und der Landkreis
Ebersberg als Eigentümer der
Ebersberger Sparkasse mit 12,4

berg mit 18,4 Prozent, die Ge-
meinde Gauting mit 6,1 Prozent
und der Landkreis Ebersberg mit
12,4 Prozent beteiligt. Die Beteili-
gung der Gemeinde Gauting rührt
daher, dass diese Gemeinde schon
eine Sparkasse hatte, als es in den
genannten Landkreisen noch gar
keine Sparkasse gab. Die Gautin-
ger Sparkasse wurde 1923 ge-
gründet und später in die Land-
kreis-Sparkasse integriert.

Neuer Vorstand

Geführt wird das neue Institut
von einem vierköpfigen Team un-
ter dem Vorsitz von Josef Bitt-
scheidt, der dem bisherigen Vor-
sitzenden der Kreissparkasse
München Starnberg, Anton Hum-
mer, planmäßig im Amt folgt.
(Hummer geht aus gesundheitli-
chen Gründen in den Ruhestand.)
Dem neuen Vorstand gehören des
weiteren Walter Fichtel, bisher
schon Vorstandsmitglied von
München Starnberg, und die bei-
den bisherigen Ebersberger Vor-
stände Peter Waßmann und An-
dreas Frühschütz an. Die Verwal-
tungsräte beider Kreissparkassen
bleiben bis zu den nächsten Kom-
munalwahlen im Jahr 2014 ge-
meinsam im Amt. Nach der Wahl
wird der Verwaltungsrat von 13
auf 16 Sitze vergrößert, wobei
Ebersberg drei Sitze bekommen
wird. Die unterschiedlichen An-
teile der Landkreise spiegeln sich
auch in der abwechselnden Füh-
rung des Verwaltungsrates wider.
München wird den Vorsitz fünf
Jahre innehaben, Starnberg drei
Jahre und Ebersberg ein Jahr.

Überzeugendes Konzept

Bei der Vertragsunterzeichnung
sprach die Landrätin des Land-
kreises München, Johanna Rum-
schöttel (SPD), als amtierende
Verwaltungsratsvorsitzende von
München Starnberg von einem
überzeugenden Konzept für den
Zusammenschluss, der genau zur
richtigen Zeit komme. Die Metro-
polregion München mit ihrer ho-
hen Dynamik sei derzeit der bun-

dynamische Entwicklung kenne
keine kommunalen Grenzen und
mache auch an Landkreisgren-
zen nicht halt. Deshalb wollten
beide Kreissparkassen künftig die
Chancen gemeinsam nutzen. Das
erhöhte Kernkapital von gemein-
sam 550 Millionen Euro erlaube
es, Wachstumspotenziale wahrzu-
nehmen und höhere Spielräume
bei der Kreditvergabe auszu-
schöpfen.

Alle Beteiligten profitieren

Der Ebersberger Landrat Gott-
lieb Fauth (CSU) unterstrich, dass
unterm Strich alle Beteiligten von
der Fusion profitierten. Es würden
keine Geschäftstellen aus Anlass
der Fusion geschlossen, auch ge-
be es keine betriebsbedingten
Kündigungen. Die Beschäfti-
gungsgarantie für alle Mitarbeiter
undAuszubildenden sei im Verei-
nigungsvertrag festgehalten. Das
Ebersberger Institut erspare sich
durch die Fusion Etliches an Inve-
stitionen und an Personallausbau
und könne so genannte Back-Of-
fice-Aktivitäten, die zurzeit nach
Nürnberg ausgelagert seien, sogar
wieder zurückholen.

Stiftungsgründung

Am Engagement für Kunst,
Kultur und soziale Zwecke über
Stiftung, Spenden und Sponsoring
werde sich nichts ändern, ver-
sprach Fauth. Aus Anlass der Fu-
sion hat die Ebersberger Sparkas-
se eine Stiftung gegründet, die mit
1 Million Euro Kapital ausgestat-
tet wird. Auch die anderen Land-
kreise sowie die Gemeinde Gau-
ting werden von der Fusion profi-
tieren, denn die drei dort bereits
bestehenden Stiftungen erhalten
insgesamt rund 1,9 Millionen Eu-
ro Zustiftungen auf ihr bestehen-
des Kapital. Insgesamt verfügt das
neue Institut über ein Stiftungsvo-
lumen von 8,1 Millionen Euro.
Davon entfallen auf die Kreisspar-
kasse München 5,1 Millionen, auf
die Kreissparkasse Starnberg 1,5
Millionen, auf die Kreissparkasse
Ebersberg 1,0 Millionen und auf

http://www.lfa.de
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Risikomanagement
als Chance

Von Sabine Schmitt und Andreas Brand, Deutsche Bank

Die Haushaltslage vieler Städte und Gemeinden ist kritisch,
doch auch Kommunen mit ausgeglichenem Haushalt müssen
sich auf Herausforderungen bei der Finanzierung einstellen.
Ein professionelles Risikomanagement hilft dabei – und eröff-
net zusätzlichen Gestaltungsspielraum.

Drastischer kann man es nicht
sagen: „Viele Kommunen lie-
gen auf der Intensivstation“, be-
schreibt Petra Roth, Oberbür-
germeisterin von Frankfurt und
Präsidentin des Deutschen Städ-
tetags, die Lage der Städte und
Gemeinden. Das Defizit der
Kommunen im vergangenen
Jahr ist trotz des Aufschwungs
auf ein Rekordniveau von ins-
gesamt 9,8 Milliarden Euro ge-
stiegen. Auch in diesem Jahr
wird sich die Finanzlage vieler
Kommunen aufgrund hoher So-
zialausgaben nicht verbessern –
die Kürzung freiwilliger Lei-
stungen und die Erhöhung von
Steuern und Gebühren ist häu-
fig die Folge. In Bayern sieht
dies größtenteils anders aus -
dank solider Haushaltspolitik in
den vergangenen Jahren.

Belastungen für die
Haushaltsplanung

Die Herausforderungen sind
gleichwohl auch für Kommu-
nen mit ausgeglichenen Haus-
halten groß. Hohe Pensionsver-
pflichtungen, Umstellung auf
die Doppik und vor allem Zins-
risiken belasten die Haushalts-
planungen. Wächst der Inflati-
onsdruck, könnten die Zinsen
steigen. Eine solche Entwick-
lung würde die Finanzplanung
der öffentlichen Haushalte
nachhaltig beeinflussen. Bereits

bei kleinen Zinsschritten stei-
gen die Zinsbelastungen. Selbst
Kommunen, die heute gut auf-
gestellt sind, tun deshalb gut
daran, sich auf unterschiedliche
Szenarien einzustellen. Ein akti-
ves Risikomanagement hilft da-
bei, Risiken zu erkennen und
entsprechend zu managen.

Bisher haben sich die Kom-
munen beim Schuldenmanage-
ment in erster Linie auf das reine
Liquiditätsmanagement konzen-
triert. Das heißt: Ausgehend vom
aktuellen Finanzbedarf für eine
geplante Investition wird entwe-
der ein kurzfristiger oder ein
langfristiger Kredit zu festen
Konditionen abgeschlossen. Da-
bei werden häufig lediglich die
Zinssätze verglichen. Das führt
nicht zwangsläufig zu dem bes-
ten Ergebnis. Denn bei der Wahl
einer Finanzierung kommt es
maßgeblich auf den Zeitraum
der Finanzierung an.

Fehlende Freiräume

Bislang spielt die Laufzeit in
den Überlegungen meist eine
untergeordnete Rolle. Die Lauf-
zeitwahl liegt in der Regel im
Ermessen der entsprechenden
Finanzabteilung. Diese orien-
tiert sich dabei entweder an Zins-
prognosen oder entscheidet sich
– der langjährigen Praxis fol-
gend – für einen Festsatzkredit
mit zehnjähriger Zinsbindung

und minimaler Tilgung (in der
Regel 1 Prozent). Läuft der Kre-
dit nach zehn Jahren aus der
Zinsbindung, ist erst ein Bruch-
teil der Schuld getilgt. An-
schlussfinanzierungen werden
häufig nach dem gleichen Mu-
ster gewählt. Die Folge: Nach
150 Jahren stehen noch immer
zehn Prozent des ursprüngli-
chen Kreditvolumens in den
Büchern. Da die finanzierten
Vorhaben aber grundsätzlich ei-
ne kürzere Laufzeit als 150 Jah-
re haben, wachsen die Schulden
an. Zudem fehlen Freiräume für
notwendige Ersatzinvestitionen.

Erhebliches
Einsparpotenzial

Hohe Zinsbelastungen schrän-
ken bereits heute den Spielraum
der Kommunen ein. Ziehen die
Zinsen an, werden die Belastun-
gen gehebelt – mit erheblichen-
Folgen. Steigt der Zins nur um
zwei Prozentpunkte, bedeutet
das für eine Investition mit einer
geplanten 20-jährigen Nutzungs-
dauer, dass die Gesamtkosten
(inklusive Finanzierungskosten
über die Gesamtlaufzeit) um 20
Prozent steigen! Kommunen,
die ihr Liquiditätsmanagement
um ein Zinsmanagement erwei-
tern, können ihre Belastungen
reduzieren. Da Zinszahlungen
inzwischen in den meisten öf-
fentlichen Haushalten mit zu
den größten Ausgabeposten
zählen, steckt hier ein erhebli-
ches Einsparpotential.

Nachhaltige Finanzierung

Bei einer „normalen“ Zins-
kurve ist der zu zahlende Zins
umso höher, je länger die Zins-
bindung ist. Damit ist die mög-
lichst langfristige Finanzierung
der öffentlichen Hand beson-
ders teuer. Eine Anpassung der
Laufzeiten an die Nutzungsdau-
er führt tendenziell zu einer
Verkürzung der erforderlichen
Zinsbindung und damit zu einer
weiteren Verringerung des Zins-
aufwands. Dies bedeutet aller-
dings eine Abkehr von der bis-
herigen Finanzierungspraxis,
hin zu einer nachhaltigen Finan-
zierung. Diese Tendenz wird

unterstützt durch die derzeit in
der Diskussion befindlichen
Steuerungsmodelle und hier
insbesondere durch die Umstel-
lung von der Kameralistik auf
die Doppik.

Reduzierung der Risiken

Mit einem aktiven Zinsmana-
gement lassen sich nicht nur
Einsparungen realisieren, son-
dern auch Risiken reduzieren.
Dabei steht vor allem der Ein-
satz von Finanzderivaten immer
wieder im Brennpunkt der Dis-
kussion. Der Nutzen der Fi-
nanzderivate ist genauso unum-
stritten wie die damit verbunde-
nen Risiken. Bei der richtigen
Anwendung ergeben sich je-
doch erhebliche Vorteile.

Mögliche Umwandlungen

Zinsderivate erlauben ein Zins-
management, das vom Liquidi-
tätsmanagement weitgehend un-
abhängig ist. So lassen sich zum
Beispiel langfristige Zinsbindun-
gen in kurzfristige Zinsbindungen
umwandeln, um von niedrigeren
kurzfristigen Zinsen oder von ge-
nerell fallenden Zinsen am Kapi-
talmarkt zu profitieren. Umge-
kehrt lassen sich auch kurzfristige
Zinsen in langfristige Zinsen um-
wandeln, um bereits heute den
Zins für eine Anschlussfinanzie-
rung zu sichern.

Konsequente Steuerung

Genauso lässt sich mit Hilfe
derivativer Finanzinstrumente
das heute günstige Zinsniveau
für künftige, bereits genehmigte
Kreditaufnahmen sichern. Da
Zinsderivate die Trennung von
Zins- und Liquiditätsmanage-
ment erlauben, besteht zwar die
Gefahr, dass sich das Zinsma-
nagement verselbständigt und
sich unabhängig vom Finanzie-
rungsbedarf entwickelt. Durch ei-
ne konsequente Risikosteuerung,
wie sie in Banken und Industrie-
unternehmen längst üblich ist,
lassen sich solche Risiken jedoch
gut beherrschen.

Absicherung

Verschiedene Banken bieten
dem öffentlichen Sektor eine
breite Palette von Produkten,
Beratungs- und Servicedienst-
leistungen auf dem Gebiet des
Risikomanagements an. Hier-
durch können sich Kommunen
gegen Marktschwankungen ab-
sichern. Es liegt an der öffentli-
chen Hand, diese Möglichkei-
ten auch zu nutzen.

Andreas Brandt und Sabine Schmitt verantworten bei der
Deutschen Bank, Region Bayern Süd, das Geschäft mit dem
Öffentlichen Sektor und Institutionen.

BayernLB und Mittelstandsgeschäft:

Wachstumskurs soll
fortgesetzt werden

Die BayernLB will ihren Wachstumskurs im Mittelstandsgeschäft
auch im Jahr 2011 fortsetzen und das ausgereichte Kreditvolumen
erneut ausweiten. „Wir werden den wirtschaftlichen Aufschwung
in Bayern und Deutschland durch die Bereitstellung von Krediten
und Bankdienstleistungen begleiten“, sagte Firmenkunden-Vor-
stand Jan-Christian Dreesen bei der Jahresauftaktveranstaltung
der BayernLB-Niederlassung Nürnberg.

„Die Bank hat sich ehrgeizige
Ziele gesteckt und will das
Mittelstandssegment als tra-
gende Säule ihres Geschäfts-
modells weiter ausbauen.“

Im vergangenen Jahr konnte

verbindungen und die Gewin-
nung einer signifikanten Zahl
von Neukunden erreichen. Al-
lein 2011 sollen die Kundenan-
zahl, das ausgereichte Kreditvo-
lumen und der Ertrag um je-

V. l.:Jan-Christian Dreesen, Firmenkundenvorstand der Bayern-
LB, Martin Meesmann, Leiter der BayernLB-Niederlassung in
Nürnberg, Georg Fahrenschon, Bayerischer Finanzminister.

die BayernLB mit ihrer auf
Wachstum ausgerichteten Mit-
telstandsstrategie merkliche Er-
folge erzielen. Den vorläufigen
Geschäftszahlen zufolge erwirt-
schaftete die Bank 2010 im Ge-
schäft mit mittelständischen
Unternehmen ein deutlich über
Plan liegendes positives Ergeb-
nis. Sie konnte rund 100 neue
Firmenkunden gewinnen und
das Volumen der ausgereichten
Kredite um mehr als 12 Prozent
steigern.

Finanzierungsexpertise
aus einer Hand

Als integrierte Corporate-Fi-
nance-Bank bietet die BayernLB
mittelständischen Unternehmen
eine breite Finanzierungsexper-
tise aus einer Hand. Diese um-
fasst neben dem klassischen
Kredit unter anderem die Be-
reitstellung von Mezzanine-
oder Eigenkapital, eine umfas-
sende Fördermittelberatung, die
Begleitung und Abwicklung
von internationalen Geschäften,
die Absicherung von Preis-,
Zins- und Wechselkursrisiken
sowie diverse Corporate-Finan-
ce-Dienstleistungen.

Aktivitäten ausgebaut

Die BayernLB hatte ihre mit-
telständischen Aktivitäten im
Jahr 2009 in einem Geschäfts-
feld gebündelt und baut diese
seitdem zielgerichtet aus. In den
kommenden Jahren will die
Bank das Wachstum im Mittel-
standsgeschäft durch die Inten-
sivierung bestehender Kunden-

weils einen zweistelligen Pro-
zentwert steigen. Im Fokus der
BayernLB stehen Unternehmen
ab einem Jahresumsatz von
mehr als 50 Mio. Euro vor allem
im Heimatmarkt Bayern, Nord-
rhein-Westfalen und anderen Re-
gionen Deutschlands. Kleinere
Firmen betreuen im Freistaat
Bayern die bayerischen Sparkas-
sen, wobei die BayernLB häufig
als Produktlieferant oder als
Partner in Konsortialgeschäften
involviert ist.

Schlüsselrolle

Die Niederlassung Nürnberg
spielt eine Schlüsselrolle in der
Mittelstandsstrategie der Bayern
LB. Von dort aus arbeiten die
Kundenbetreuer seit mehreren
Jahrzehnten mit den Unterneh-
men in Nordbayern zusammen.
Rund ein Drittel des mittelständi-
schen Kundenstamms der Bank
ist in dieser Region angesiedelt.

Personelle Verstärkung

Um den Marktanteil auszu-
bauen, wurde die Niederlassung
– ebenso wie der gesamte Mit-
telstandsbereich der BayernLB
– im vergangenen Jahr perso-
nell verstärkt. Mittlerweile sind
dort 20 Kundenbetreuer präsent.
Außerdem sind in Nürnberg 60
Mitarbeiter der Abteilung Inter-
nationales Geschäft angesiedelt,
die Auslands-Aktivitäten für al-
le mittelständischen Kunden der
Bank begleiten. In diesem Seg-
ment konnten im Jahr 2010 Vo-
lumensteigerungen von über 40
Prozent erzielt werden.

Sparkassen in Bayern:

Übernahme von Deka-Anteilen
wird begrüßt

Die Verbandsversammlung des Sparkassenverbandes Bayern
hat einstimmig die geplante Übernahme der Anteile der Lan-
desbanken an der DekaBank durch die Sparkassen als „strate-
gisch richtige und wichtige“ Entscheidung begrüßt und den vor-
geschlagenen Verfahrensweg ebenfalls einstimmig unterstützt.
Dieser sieht vor, dass nun über die Teilnahme an dem Erwerb
von Anteilen an der DekaBank jede einzelne bayerische Spar-
kasse freiwillig entscheidet. Dabei sollen die Gesamtinteressen
der Sparkassen-Finanzgruppe berücksichtigt werden.

http://www.tvbayern.de
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Bayerns Volks- und Raiffeisenbanken ziehen Bilanz:

Mehr Kredite für
den Mittelstand

Optimismus für das laufende Jahr / Steigende Zinsen zu erwarten
Die 300 bayerischen Volks- und Raiffeisenbanken blicken auf
ein sehr erfolgreiches Jahr 2010 zurück, das besser ausgefallen
ist, als allgemein erwartet, und bekunden zugleich für das lau-
fende Jahr verhaltenen Optimismus. Stephan Götzl, Präsident
des Genossenschaftsverbandes Bayern, nutzte die Bilanzpres-
sekonferenz zu wirtschafts- und bankpolitischen Anmerkun-
gen von genereller Bedeutung für die Genossenschaftsbanken,
die Branche allgemein und zum Teil auch für die Volkswirt-
schaft insgesamt. Dies stets vor dem Hintergrund, dass sich die
Volks- und Raiffeisenbanken „als verlässlicher Partner des
Mittelstandes“ verstehen, der in Bayern gut durch die Wirt-
schaftskrise gekommen sei. In absehbarer Zeit sei mit einem
Anziehen des Zinsniveaus zu rechnen.

Für die Bankenwelt hier-
zulande gebe es momentan ei-
ne Vielzahl an Reformen und
Neuregelungen, angefangen bei
den Eigenkapitalregelungen bis
hin zur Bankenabgabe, die alle
mit einem zusätzlichen Kosten-
druck verbunden seien. Dieser
Kostendruck aber werde wo-
möglich strukturelle Auswir-
kungen auf den Bankenmarkt
haben, weil Bürokratiekosten
kleine Banken und damit gerade
jene regionalen Mittelstands-
banken überproportional träfen,
die in den zurückliegenden Kri-
senjahren für Stabilität und die
Finanzierung mittelständischer
Unternehmen gesorgt hätten.
Wer diese Banken aber gefähr-
de, betreibe „die schleichen-
de Veränderung unserer Wirt-
schaftsordnung“, denn ohne
diese Banken werde es über
kurz oder lang auch keine mit-
telständischen Wirtschaftsunter-
nehmen mehr geben. Deshalb
müsse bei den geplanten Neue-
rungen wie Eigenkapitalrege-
lung und Bankenabgabe das
Verursacherprinzip besonders
beachtet werden. Es müsse dar-
auf ankommen, von welchen
Banken eigentlich Risiken aus-
gingen, die das gesamte System
destabilisierten.

Eine weitere Strukturgefähr-
dung sehen die Genossen-
schaftsbanken in der von der
EU-Kommission geplanten Ver-
einheitlichung der nationalen
Einlagensicherungssysteme.
Die Begrenzung auf 100.000
Euro gefährde die Bankenland-
schaft in Deutschland massiv.
Allerdings rühre sich in Europa

Widerstand dagegen, was die
Chancen erhöhe, dass das
Schlimmste vermieden werden
könne.

Keine staatliche Hilfe

Institutssicherungen wie der
Sicherungsfonds der Genossen-
schaftsbanken, „der auch der här-
testen Bewährungsprobe stand-
gehalten hat“, sorgten für Fi-
nanzstabilität. So habe die ge-
nossenschaftliche Bankengrup-
pe die Finanzkrise ohne staatli-
che Hilfe überstanden. Zu be-
grüßen sei der Vorschlag aus der
Mitte des EU-Parlaments, dass
Institutsicherungssysteme als
gleichwertig zu gesetzlichen
Einlagensicherungssystemen
anerkannt bleiben, was einen
Rundumschutz für die Kunden
der Kreditgenossenschaften be-
deute.

Reform-Baustellen

Als wichtigste Reform-Bau-
stellen nannte Götzl die neuen
Baseler Eigenkapitalvorschrif-
ten (Basel III). „Für uns ist vor
allem wichtig, dass genossen-
schaftliches Eigenkapital wie
bisher angerechnet wird.“ Das
betreffe zum einen die Genos-
senschaftsanteile von Mitglie-
dern, die auch künftig als Kern-
kapital anerkannt bleiben müs-
sten, und zum anderen die wei-
tere Anerkennung des Haftsum-
menzuschlag, also die theoreti-
sche Nachschusspflicht auf Ge-
schäftsanteile, der bislang als
Eigenkapital gewertet wird. Die
Genossenschaftsbanken „als

stabile Säule im deutschen Ban-
kensystem“ dürften nicht durch
ein undifferenziertes Überneh-
men internationaler Vorgaben
geschwächt werden. Gebe es
keine Vielzahl mittelständischer
Regionalbanken als stabiles
Fundament für das Finanzsy-
stem mehr, drohten ein Oligo-
pol von systemrelevanten Groß-
banken und damit ein Nährbo-
den für die nächste Krise. Des-
halb auch müssten säulenüber-
greifend kleine und mittlere
Banken, die kein Risiko für die
Finanzstabilität darstellten, von
der Bankenabgabe befreit wer-
den. Wie das gehe, habe Öster-
reich gerade vorgemacht.

Gesteigerte Bilanzsumme

Im Berichtsjahr 2010 haben
Bayerns Genossenschaftsban-
ken ihre addierte Bilanzsumme
um 3,4 Prozent auf 123,6 Milli-
arden Euro steigern können.
Das bilanzielle Kreditvolumen
nahm um 5,4 Prozent auf 68
Milliarden Euro zu. Dies war
das höchste Wachstum seit 15
Jahren. Es resultiert gleicher-
maßen aus dem Privatkunden-
und dem Firmenkundenbereich.
Als Kreditgeber an Firmen und
Privatkunden erreichten Bay-
erns Volks- und Raiffeisenban-
ken einen Marktanteil von 19
Prozent. Die Kundeneinlagen
stiegen um 5,3 Prozent auf 93,7
Milliarden Euro. Dabei gab es
sowohl bei Neuanlagen als auch
bei Umschichtungen zwei klare
Trends: Weg von langfristigen
Anlagen hin zu kurzfristigen
und weg von risikoreichen hin
zu sehr sicheren Anlagen.
Götzl: „Die Kunden haben ein-
deutig ein konservatives Anla-
geverhalten gezeigt. Sie sorgen
sich teilweise um die Nachhal-
tigkeit des Aufschwungs. Auch
treibt sie eine diffuse Inflations-
angst um.“

Bester Wert seit 15 Jahren

Beim Gesamtergebnis wurde
mit 1,22 Prozent der durch-
schnittlichen Bilanzsumme (DBS)
– das sind fast 1,5 Milliarden
Euro oder beinahe 240 Millio-
nen Euro mehr als im vergange-
nen Jahr – der beste Wert seit 15
Jahren erzielt. Die Zinsspanne
legte auf 2,53 (Vorjahr: 2,42)
Prozent der DBS zu. Götzl leg-
te großen Wert auf die Feststel-
lung, dass die Gewinne nicht
aus einer übermäßigen Risiko-
übernahme resultieren, sondern
aus Verbesserungen im operati-
ven Geschäft, u.a. durch Ko-
stensenkungen. Die Provisions-
spanne verharrte wegen der Ver-
unsicherung der Anleger unver-
ändert auf 0,66 Prozent der
DBS. Das Bewertungsergebnis
zeigte mit -0,02 Prozent den seit
langem besten Wert. Insgesamt
stieg das bereinigte Ergebnis
vor Steuern um 19 Prozent auf
1,49 (1,25) Milliarden Euro
oder 1,22 (1,07) Prozent der
DBS.

Bayerns Genossenschaftsban-
ken werden ihr gutes Ergebnis
nutzen und ihr ohnehin stattli-
ches Eigenkapitalpolster weiter
ausbauen. Mit 10 Prozent Kern-
kapital und 16 Prozent Eigen-
mittelquote erfülle die Gruppe
bereits heute die Vorgaben von
Basel III, die endgültig erst ab
2019 gelten.

Die Fokussierung auf kurzfri-
stige Anlagen bedeutet nach
Götzls Ansicht volkswirtschaft-
lich, dass eine Verknappung von
längerfristigem Kapital droht.
Um das Vertrauen der Sparer in
die Nachhaltigkeit des Auf-

schwungs und die Stabilität der
Preise wieder zu festigen, sei es
politisch geboten, zuvorderst die
Staatsfinanzen zu konsolidieren.
Für die Banken werde nicht ein
Anstieg des Zinsniveaus, sondern
deren dauerhaft niedriges Niveau
gefährlich. Zinsen nahe null
drückten nämlich mit der Zeit ex-
trem auf die Margen. Außerdem
drohe eine konjunkturelle Über-
hitzung, wenn die Zinsen noch
lang so niedrig blieben, sagte
Götzl. Die Genossenschaftsban-
ken rechnen nicht mit einem ein-
maligen, großen Zinsschritt, son-
dern mit zwei bis drei kleinen
Schritten.

Gute Geschäftslage

Nach der aktuellen Konjunk-
turumfrage unter den bayeri-
schen Kreditgenossenschaften
schätzen 61 Prozent der Banken
ihre momentane Geschäftslage
als gut ein. Dagegen gingen die
Geschäftserwartungen der Mit-
gliedsbanken für die kommen-
den sechs Monate leicht zurück,
„vermutlich, weil das aktuell
hohe Niveau der Geschäftslage
ja kaum noch gesteigert werden
kann.“ Hinzu komme, dass die
Eurokrise noch keineswegs aus-
gestanden sei. In der Gesamt-
schau aber sei die Geschäftslage
bei Bayerns Genossenschafts-
banken nach wie vor sehr gut.
Die Bayern honorierten die gute
Situation dadurch, dass 28 000
neue Mitglieder Geschäftsantei-
le zeichneten. Insgesamt haben
Bayerns Kreditgenossenschaf-
ten nunmehr 2,416 Millionen
Mitglieder. Damit sie sich noch
besser als bisher in Finanzdin-
gen auskennen, wird dieses
Jahr ein Onlineportal gestartet,
das dem Kunden helfen soll,
Produkte zu verstehen und ihre
Relevanz für seine Lebenspla-
nung zu bewerten. dhg.

Bayerische Volksbanken und Raiffeisenbanken:

2010 über 14 Mio. Euro gespendet
Die bayerischen Volksbanken und Raiffeisenbanken haben
2010 deutlich über 14 Millionen Euro für wohltätige Zwecke
gespendet. Davon stammen 11 Millionen Euro aus den Er-
trägen des Gewinnsparens, die um 4,3 Prozent im Vergleich
zum Vorjahr zugenommen haben.

„Dass die bayerischen Genossenschaftsbanken über ihr sozia-
les Wirken hinaus einen solch stattlichen Betrag in die Hand
nehmen können, ist auch all jenen zu verdanken, die Lose des
VR Gewinnsparvereins Bayern besitzen“, sagt Stephan Götzl,
Präsident des Genossenschaftsverbands Bayern.

Mit ihren Spenden unterstützen die bayerischen Volksbanken
und Raiffeisenbanken soziale, karitative und gemeinnützige Ak-
tivitäten in den Regionen. Empfänger sind Vereine, Förderpro-
jekte für Kinder und Jugendliche, lokale Initiativen und kultu-
relle Einrichtungen. „Dieses Engagement zeigt einmal mehr:
Trotz schwieriger werdenden regulatorischen Rahmenbedin-
gungen und den damit einhergehenden Kostenbelastungen neh-
men wir unsere gesellschaftliche Verpflichtung sehr ernst“, so
der Verbandspräsident.

Bayerischer Städtetag zur Steuerstatistik:

Ausgaben laufen
den Kommunen davon

Nach den vom Landesamt für Statistik vorgelegten Zahlen sind
die Steuereinnahmen der bayerischen Städte und Gemeinden
im Jahr 2010 um insgesamt 1,7 % auf 12,19 Milliarden Euro
gestiegen. Dabei sank der Kommunalanteil an der Einkom-
mensteuer um 3,6 % auf 4,94 Milliarden Euro. Die Gewerbe-
steuer stieg (netto) um 6,9 % auf 5,03 Milliarden Euro.

Die im Laufe des letzten Jahres
eingetretene konjunkturelle Erho-
lung ist damit nur sehr moderat
bei den Kommunen angekom-
men. Wegen der weiter steigen-
den Ausgaben, insbesondere im
sozialen Bereich, wird für das
Jahr 2010 mit einem deutlich ne-
gativen Finanzierungssaldo zwi-
schen Einnahmen und Ausgaben
gerechnet. Die Ausgabenstatistik
für 2010 liegt noch nicht vor.
Nach den ersten drei Quartalen
2010 betrug das Defizit 652 Mil-
lionen Euro.

Gewerbesteuer erhalten

Der Geschäftsführer des Baye-
rischen Städtetags, Reiner Knäusl,
sagte dazu: „Die Statistik belegt,
dass die Kommunen auch in
Bayern strukturell unterfinan-
ziert sind. Die Ausgaben wach-
sen stärker als die Einnahmen,
das kann nicht gut gehen. Bund
und Land müssen daher dafür
sorgen, dass die kommunalen

Steuereinnahmen stabilisiert wer-
den. Dazu muss die Gewerbe-
steuer erhalten bleiben.“

Insbesondere müssen die Aus-
gaben der Kommunen gesenkt
werden. Dazu sind die den Kom-
munen vorgegebenen Standards
zu überprüfen, beispielsweise im
sozialen Bereich oder beim
Brandschutz. Die kommunalen
Spitzenverbände haben dazu Vor-
schläge gemacht, die jetzt endlich
zügig umgesetzt werden müssen.
Außerdem müssen sich Bund und
Land an den notwendigen Sozial-
ausgaben dauerhaft und verläss-
lich beteiligen.

Die jetzt vom Bund im Rahmen
des Hartz IV-Kompromisses ange-
botene schrittweise Übernahme
der Grundsicherungskosten imAl-
ter ist Knäusl zufolge ein erster
wichtiger Schritt in die richtige
Richtung. Weitere müssen folgen,
vorrangig bei den Kosten der Un-
terkunft für Langzeitarbeitslose
und bei der Eingliederungshilfe
für behinderte Menschen.

BayernLB auf der MIPIM 2011
Die BayernLB präsentierte sich zusammen mit der Stadt München
vom 8. bis 11. März 2011 auf der internationalen Immobilienmes-
se MIPIM im Palais des Festivals (Halle Espace Riviera, Stand
R33.08) in Cannes, Frankreich.

„Die Immobilienmärkte haben
sich verglichen mit den Jahren
2008 und 2009 merklich verbes-
sert, das Vertrauen in die etablier-
ten Märkte ist gestiegen und das
Transaktionsvolumen konnte deut-
lich gesteigert werden. Die Bay-
ernLB wird im Jahr 2011 ihr Im-
mobiliengeschäft daher verstärkt
in den Kernmärkten Deutschland
und selektiv Westeuropa fortset-
zen. Ziel ist es weiterhin, neben der
Optimierung des Bestandsportfoli-
os das Neugeschäftsvolumen zu
steigern“, so Dr. Edgar Zoller, für
den Immobilienbereich zuständi-
ges Mitglied des Vorstandes.

Im Fokus des BayernLB-Im-
mobiliengeschäftes stehen langfri-
stig gewerbliche Immobilienfinan-

zierungen und –dienstleistungen.
Dabei liegen die regionalen
Schwerpunkte auf dem Heimat-
markt Deutschland, ausgewählten
europäischen Standorten sowie auf
der Begleitung deutscher Kunden
ins außereuropäischeAusland.

Zusammen mit den Standpart-
nern der Stadt München bot die
BayernLB auf der MIPIM eine
Kommunikationsplattform für of-
fene und interessante Dialoge. Im
Rahmen einer Podiumsdiskussion
diskutierte Georg Jewgrafow, Be-
reichsleiter Immobilien der Bay-
ernLB, zusammen mit weiteren
Vertretern der Münchner Immobi-
lienbranche das Thema „Münch-
ner Wohnungsmarkt – Chancen
und Herausforderungen“.
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Von links: Dipl.-Ing. Roland Filippi, Bürgermeister Josef Stei-
genberger, Ministerialrat Michael Haug, Bürgermeister Stefan
Bosse, Baudirektor Hermann Götzfried, Dipl.-Ing. Hubert
Blaim, Dipl.-Ing. Ewald Weber.

Deutscher Städtetag:

Städtebauförderung forcieren!
Der Deutsche Städtetag hat den Bund aufgerufen, die Mittel für
die Städtebauförderung im Jahr 2012 nach den Kürzungen im
Bundeshaushalt 2011 mindestens wieder auf das Niveau des Jah-
res 2010 – also auf insgesamt 610 Millionen Euro – zu erhöhen.

Wie der Vizepräsident des
Deutschen Städtetages, Mün-
chens Oberbürgermeister Christi-
an Ude, nach Sitzungen von Prä-
sidium und Hauptausschuss er-
läuterte, habe die Städtebauförde-
rung eine enorme Bedeutung für
die Bewältigung des demografi-
schen Wandels, für den dringend
erforderlichen energetischen
Stadtumbau und für die Siche-
rung der sozialen Stabilität in den
Städten. „Sie sollte deshalb ge-
stärkt und nicht gekürzt werden.“
Die Städtebauförderung wieder
zu erhöhen, sei auch volkswirt-
schaftlich sinnvoll, da jeder ein-
gesetzte Euro aus öffentlichen
Mitteln ein Vielfaches an privaten
Investitionen auslöse.

Ude zufolge ist es gerade ange-
sichts der anhaltenden Diskussion
überWege zu einer gelungenen In-
tegration von Migranten oder über
eine wachsende soziale Kluft in
der Gesellschaft dringend geboten,
erfolgreiche Initiativen wie das
Programm „Soziale Stadt“ auch
künftig mit den erforderlichen
Mitteln auszustatten. Die Bundes-
mittel für dieses Programm waren
zum Jahr 2011 von 95 auf 28 Mil-
lionen Euro reduziert worden.

Neben einer Aufstockung der
Mittel für die Städtebauförderung
von derzeit 455 Millionen Euro

mindestens auf das Niveau des
Jahres 2010 bezeichnete der Mün-
chner OB es als unverzichtbar,
dass die Städtebauförderung im
Rahmen des Programms „Soziale
Stadt“ sowohl für baulich-investi-
ve als auch für investitionsbeglei-
tende Maßnahmen verwendet
werden darf. Die Möglichkeit,
Bauinvestitionen und soziale Pro-
jekte miteinander zu verknüpfen
und so eine integrierte Stadtent-
wicklung voranzutreiben, ist seit
demJahr2011nichtmehrgegeben.

Erfolgsrezept

Wie Ude bemerkte, liege gera-
de in der Bündelung von Sachin-
vestitionen und sozialen Maßnah-
men in den Bereichen Bildung,
Integration oder lokale Arbeits-
marktpolitik „das große Erfolgs-
rezept des Programms Soziale
Stadt“. Dies habe auch der Wett-
bewerb „Soziale Stadt 2010“
deutlich gemacht, für den 178
Projekte aus dem gesamten Bun-
desgebiet eingereicht worden sei-
en. Ude begrüßte das von den
Trägern des Wettbewerbs „Sozia-
le Stadt“ gegründete „Bündnis für
eine Soziale Stadt“, in dem sich
zahlreiche Verbände und Institu-
tionen für eine Stärkung der Städ-
tebauförderung einsetzen. DK

Bauzinsen ziehen
wieder deutlich an

Bereits ein Zinsunterschied von einem Prozentpunkt kann eine
Baufinanzierung um mehrere tausend Euro verteuern. Wer be-
reits konkrete Pläne für den Erwerb des Eigenheims hat, profi-
tiert momentan von dem nach wie vor niedrigen Zinsniveau. Doch
auch künftige Bauherren und Immobilienkäufer können sich die
günstigen Konditionen mit einem Bausparvertrag sichern.

Im Herbst 2010 erreichte der
Effektivzins für Baudarlehen mit
einer Laufzeit von zehn Jahren
nach Angaben der Deutschen
Bundesbank ein historisches Re-
kordtief von durchschnittlich 3,59
Prozent. Seitdem sind die Zinsen
für eine Immobilienfinanzierung
langsam gestiegen – aktuell lie-
gen sie mit rund 4,1 Prozent wie-
der 0,5 Prozentpunkte höher. Ex-
perten erwarten, dass die Zinsen
im laufenden Jahr weiter klettern.

Beispiel

Ein Anstieg der Zinsen um ein
oder zwei Prozentpunkte verteu-
ert ein Wohnbaudarlehen gleich
um viele tausend Euro. Das zeigt
ein Beispiel: Ein Bauherr, der ei-
nen Kredit über 100.000 Euro mit
3,5 Prozent Zinsen und 1 Prozent
Tilgung aufnimmt, muss dafür
über eine Laufzeit von zehn Jah-
ren eine gleichbleibende monatli-
che Rate von 375 Euro zahlen. In
Summe fallen Zinsen von etwas
mehr als 33.000 Euro an. Steigt
der Zinssatz auf 5 Prozent, muss
er mit 500 Euro für das gleiche
Darlehen jeden Monat 125 Euro
mehr aufbringen. Insgesamt zahlt
er über 47.000 Euro Zinsen – das
sind rund 14.000 Euro Mehrko-
sten. Gleichzeitig ist die Rest-
schuld nach zehn Jahren im zwei-
ten Fall etwas kleiner. „Das ver-
gleichsweise niedrige Zinsniveau
sollten Darlehensnehmer nutzen,
um eine höhere Tilgungsrate zu

vereinbaren, damit die Rest-
schuld am Ende der Zinsbin-
dungsfrist möglichst gering ist“,
so Dr. Uwe Krink von der LBS.

Konstante Konditionen
bis zur letzten Rate

Mit einer Kombination aus Vor-
finanzierungskredit und Bauspar-
vertrag können sich Bauherren
und Käufer, die ihre Wunschim-
mobilie bereits fest im Auge ha-
ben, die günstigen Zinskondi-
tionen für die gesamte Laufzeit
der Finanzierung sichern. Dazu
schließt der Kreditnehmer einen
Bausparvertrag in Höhe des Kre-
ditbedarfs und ein tilgungsfreies
Darlehen in gleicher Höhe ab. Bei
Zuteilung des Bausparvertrags
löst er mit der Bausparsumme das
Vorausdarlehen ab und zahlt
anschließend das Bauspardarle-
hen zurück. Auf diese Weise ken-
nen Sparer ihre monatlichen Ra-
ten von Beginn an für die gesamte
Laufzeit der Finanzierung und
bleiben gleichzeitig flexibel: Auf
das Bauspardarlehen können je-
derzeit Sonderzahlungen geleistet
werden.

Wer die passende Immobilie
noch nicht gefunden hat, sollte
aber nichts überstürzen. „Mit ei-
nem Bausparvertrag können
künftige Immobilienbesitzer ge-
zielt Eigenkapital aufbauen und
sich die günstigen Darlehens-
zinsen für die spätere Finanzie-
rung sichern“, rät Krink.

Bayerischer Industrieverband Steine und Erden:

Aufruf zum Dialog
(ibw) - Der Präsident des Bayerischen Industrieverbandes Steine
und Erden, Wolfgang Liebscher, hat auf dem traditionellen Vor-
tragsabend des Verbandes in München Bundes- und Landespoliti-
ker zum Dialog mit derWirtschaft aufgerufen. Man könne sich viel
Zeit und Ärger sparen, wenn die Wirtschaft von der Politik, aber
auch von Ministerien und Behörden bereits im Vorfeld an der Ge-
staltung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen beteiligt würde.
„Eine Diktaturdes Staates lehne ich ebenso ab wie die 15 im Bayeri-
schen Industrieverband Steine und Erden zusammengeschlossenen
Fachbereiche,“ sagte Liebscher.

Damit der Bau auch künftig sei-
nen Anteil am Bruttoinlandspro-
dukt erbringen und Arbeitsplätze
schaffen könne, müssten die Rah-
menbedingungen für das Bauen
auf, über und unter der Erde ver-
bessert werden. Dazu gehöre das
Ziel, altersgerechte, barrierefreie
sowie energetisch hochwertige
Gebäude zu errichten. Entspre-
chend müssten bisherige Gebäude
durch Neubauten ersetzt und stär-
ker in den Straßenbau und den öf-
fentlichen Bau intensiviert wer-
den. Die Investitionsquote des
Freistaates müsse bei mindestens
15 Prozent gesetzlich festgeschrie-
ben werden.

GegenAbschaffung
der Regionalplanung

Die Rohstoffgewinnung be-
zeichnete Liebscher als eine große
Herausforderung für die Mit-
gliedsunternehmen. „Unser Ver-
band wird daher vehementen Wi-

derstand gegen die Abschaffung
der Regionalplanung leisten“, be-
tonte der Präsident.

Beim Thema „Mantelverord-
nung“, die die Bereiche Grund-
wasserverordnung, Ersatzbau-
stoffverordnung und Boden-
schutzverordnung beinhalte, kriti-
sierte er die vorgesehenen gesetz-
lichen Regelungen der Bundesre-
gierung als „völlig überzogen“. So
dürfe man zukünftig zum Beispiel
kein Trink- oder Mineralwasser
mehr auf den Erdboden oder in
das Grundwasser schütten, ohne
eine Grundwasserverunreinigung
zu begehen. Den bayerischen Mi-
nisterien und Behörden dankte er
hingegen für ihre Unterstützung in
dieser Frage.

Hoffnung auf Europa und für
den Euro machte die Gastrednerin
des Abends, Dr. Angelika Niebler,
MdEP. Unter dem Motto „Auf zu
neuen Wegen in Europa“ skizzier-
te sie ein Europa der Zukunft, in
dem jeder gerne leben möchte.

Baurunde Oberbayern / Schwaben 2010:

Kommunaler Straßenbau
und Leitungsinfrastruktur

Der Baubedarf der Kommunen in Bayern wächst weiter an.
Gleichzeitig sind geringere finanzielle Handlungsspielräume
zu erwarten. Dies trifft den kommunalen Tiefbau weit stärker
als den Hochbau. Die Ausschreibungstätigkeit der Kommunen
geht seit geraumer Zeit aus Sicht der Unternehmen alarmie-
rend zurück. Die staatlichen Konjunkturprogramme erreichen
diesen Bereich der essentiellen Daseinsvorsorge nicht. Die klas-
sische staatliche Förderung bleibt aus. Dies bringt für Kom-
munen und ihre Dienstleister – allen voran die Bauindustrie –
neue Herausforderungen.

Der Bayerische Bauindustrie-
verband e.V. und der Rohrlei-
tungsbauverband e.V., Landes-
gruppe Bayern, luden zur ge-
meinsamen Baurunde Oberbay-
ern / Schwaben ins Kloster Irsee,
um die Missstände mit betroffe-
nen Vertretern aus Politik, Ver-
waltung und Wirtschaft zu dis-
kutieren. Die Baurunde Ostbay-
ern in Regensburg sowie die
Baurunde Franken im Kloster
Banz komplettierten die Infor-
mationsreihe im Jahr 2010.

Teil der Zukunft

Norbert Peine, Vorsitzender des
Bezirksverbandes Oberbayern des
Bayerischen Bauindustrieverban-
des, forderte in seinem Irseer Ein-
führungsstatement, endlich eine
Mindestinvestitionsquote von 15
Prozent in allen öffentlichen
Haushalten festzuschreiben, „da-
mit wir nicht weiter am falschen
Fleck sparen und auf Kosten der
Zukunft von den realen Werten
zehren“. Peine sowie Roland Fi-
lippi, Vorsitzender des Bezirks-
verbandes Schwaben, waren sich
darin einig, „dass Infrastrukturin-
vestitionen nicht separat betrach-
tet werden dürfen“. Sie seien „ein
wichtiger Teil des Gesamten, Teil
unserer Zukunft“. Hierfür müsse
verantwortungsvoll gehandelt
werden.

Stefan Bosse, Oberbürgermei-
ster der Stadt Kaufbeuren und
Vorsitzender des Bayerischen
Städtetages im Bezirk Schwa-
ben, verwies auf die Finanzmise-
re der Kommunen: „Obwohl es

der des Bezirksverbandes Ober-
bayern des Bayerischen Ge-
meindetages, beklagte den Um-
stand, dass die Mittel für die
Städtebauförderung – „eine der
wichtigsten Finanzquellen für
uns“ – zunehmend reduziert wür-
den. Dabei habe man es hier mit
einer enormen Hebelwirkung zu
tun, erklärte Steigenberger: „Ein
Euro Städtebauförderung führt
zu sieben Euro an weiteren Inve-
stitionen!“ So fehle es gerade
den kleinen Kommunen massiv
an Geld.

Ministerialrat Michael Haug

Wasserver- und Abwasserentsor-
gung in Bayern: „Das Kanalnetz
liegt unter der Erde und wird
deshalb auch nicht in seiner
tatsächlichen Bedeutung wahr-
genommen. Darum gibt es hier
keine Lobby.“ „Bei weitem nicht
getätigt“ würden nötige Investi-
tionen, um den Wertbestand und
damit die Sicherheit für die Was-
server- und Abwasserentsorgung
zu erhalten. „Es ist unverzicht-
bar, dass die Gesellschaft endlich
auch den hohen Wert des Le-
bensmittels Wasser erkennt.
Wenn heute ein Liter Trinkwas-
ser aus der Leitung nur ein Tau-
sendstel dessen kostet, was ein
Liter Trinkwasser in der Flasche
kostet, dann setzt das falsche
Zeichen. Da muss man sich
schon die Frage stellen, warum
die Wasserrechnung nur einen
Bruchteil der Telefonrechnung
ausmacht, aber gleichzeitig die
Brunnen- und Wasserleitungen
kaputt gespart werden“, monier-
te Weber.

Bedenklicher Zustand

Vor einem ähnlichen Dilemma
stehe die kommunale Straßenin-
frastruktur, machte Dipl.-Ing.
Hubert Blaim, Vorsitzender der
Fachabteilung Straßenbau des
Bayerischen Bauindustriever-
bandes deutlich: „Der Zustand
der Fahrbahnen ist vielerorts be-
denklich, doch gehandelt wird
kaum. Und das, obwohl bekannt
ist, dass das in der Zukunft zu
weit höheren Folgekosten führen
wird.“ Gleichzeitig stünden vie-
le Straßenbaufirmen vor schwer-
wiegenden Problemen: „Es gibt
fast keine Neuausschreibungen
mehr, der Markt ist um ca. 18,5
Prozent eingebrochen.“ Dieses
Auftragsdefizit lasse sich auch
durch saisonbedingte Kurzarbeit
nicht mehr auffangen und so
stünden Kündigungen von hun-
derten hochqualifizierter Stra-
ßenbauer bevor.

Von der Projektidee bis zur
Baufertigstellung ist es bei grö-
ßeren Einzelprojekten häufig ein
längerer Weg. Nach den Worten
von Hermann Götzfried von der
Obersten Baubehörde im Baye-
rischen Innenministerium brau-
chen die Kommunen auf diesem
Weg möglichst hohe Sicherheit
über die am Ende zu erwartende
staatliche Unterstützung. Eine
langfristig verlässliche Finanz-
ausstattung sei dafür notwendig.

Herausforderungen

In diesem Sinn stehe man
heute vor verschiedenen Her-
ausforderungen, so Götzfried.
Im Bereich des FAG sei die bis-
herige Finanzquelle, die Kfz-
Steuer, auf den Bund überge-
gangen. Der Bund leiste dafür
Ausgleichszahlungen an die
Länder etwa in der Höhe des
Kfz-Steueraufkommens im Jahr
2008. Damit stehe zwar ein
gleich bleibendes Volumen zur
Verfügung; der Kfz-Steuerver-
bund sei jedoch zusammen mit
den kommunalen Spitzenver-
bänden neu zu ordnen.

Im Bereich des Bayerischen
Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetzes seien die Finanztransfers
des Bundes an die Länder bis
2013 der Höhe und dem Zweck
nach gesichert. Die Höhe der Fi-
nanztransfers bis längstens 2019
sei von Bund und Ländern ge-
meinsam zu prüfen. Diese Rege-
lung sei Ergebnis der Föderalis-
musreform 1, bei der Mischfinan-
zierungen von Bund und Ländern
abgeschafft wurden und die Ver-
antwortung auf die Länder über-
gegangen ist. Maßstab der Prü-
fung sei die Erforderlichkeit der
Finanztransfers. Die Unsicherheit
über die Weiterführung habe dazu
geführt, bereits heute den Um-
fang neuer Förderzusagen zu be-
grenzen und die Fördersätze ab-
zusenken. Dennoch bleibe die
Fördernachfrage auf sehr hohem
Niveau, Fördermittel müssten des-
halb auf Regierungsbezirksebene
kontingentiert werden. DK

Kaufbeuren noch vergleichswei-
se gut geht, könnte ich ohne Wei-
teres 40 Mio. Euro verbauen, oh-
ne dabei Unfug zu machen.“ Ne-
ben der sich professionalisieren-
den Widerstandskultur und der
„Freude am Verhindern“, er-
schwert seiner Ansicht nach auch
oft die lange Projektlaufzeit die
Arbeit der Kommunen. „Wir ha-
ben jetzt einen Kreisverkehr ge-
baut, den wir vor zwölf Jahren
angefangen haben zu planen.
Über so eine lange Zeit hinweg
kann man einfach nicht voraus-
planen und es ist auch klar, dass
sich hier die Kosten verändern.
Trotzdem darf man nicht auf der
Bremse stehen, sondern muss
sich den Konflikten aussetzen.
Das ist für mich verantwortungs-
volle Politik!“, hob Bosse hervor.

Josef Steigenberger, 1. Bürger-
meister der Gemeinde Bernried
und stellvertretender Vorsitzen-

vom Bayerischen Staatsministe-
rium für Umwelt und Gesund-
heit, der sein Augenmerk auf das
Thema Leitungsinfrastruktur
legte, verwies darauf, dass bei
der Wasserversorgung Erster-
schließungsmaßnahmen in nur
mehr geringem Umfang durch-
geführt würden. Der kommunale
Investitionsbedarf liege hier bei
rund 90 Mio. Euro.

Besondere Problematik

Insgesamt gibt es Haug zufol-
ge rund 115.000 Kilometer Rohr-
leitungen in Bayern. Die beson-
dere Problematik bei der hohen
Anzahl kleiner und kleinster
Wasserversorgungsunterneh-
men sei eine häufig mangelnde
Fachkunde, eine nicht ausrei-
chende Organisationsqualität,
teilweise nicht kostendeckende
Wasserpreise sowie örtlich mar-
ode Anlagen (hohe Schadensra-
ten, mangelnde Netzerneue-
rung). Ob dieser Tatsachen sei
von einer jährlichen Summe von
rund 300 Mio. Euro für Erneue-
rung und Sanierung auszugehen.

Bei der Abwasserentsorgung
belaufe sich der Investitionsbe-
darf der Kommunen auf rund
900 Mio. Euro, für Kleinkläran-
lagen Privater rund 300 Mio. Eu-
ro, fuhr Haug fort. Laut einer
Studie des Bayerischen Landes-
amts für Umwelt zum Zustand
der Kanalisation in Bayern gibt
es insgesamt rund 90.000 Kilo-
meter Kanäle, davon sind rund
88 Prozent Schmutz- und Misch-
wasserkanäle und rund 12 Pro-
zent öffentliche Hausanschluss-
leitungen. Etwa 15,7 Prozent der
Schmutz- und Mischwasser-
kanäle wiesen einen kurz- bis
mittelfristigen (5 bis 6 Jahre) Sa-
nierungsbedarf auf. Wie der Mi-
nisterialrat darlegte, betragen die
kurz bis mittelfristigen Sanie-
rungskosten mindestens 3,6
Mrd. Euro und 4 bis 5 Mrd. Euro
einschließlich Schachtbauwer-
ken und öffentlichen Hausan-
schlussleitungen ohne Nachrü-
stung von Kläranlagen.

Drei Bausteine

Als künftige Herausforderun-
gen nannte Haug weiter steigende
rechtliche, technische und organi-
satorische Anforderungen sowie
das Voranbringen der organisato-
rischen „Modernisierung“. Fol-
gende drei Bausteine seien hierbei
wichtig: Benchmarking (Kenn-
zahlenvergleiche und Prozess-
Benchmarking), interkommunale
Zusammenarbeit sowie die Betei-
ligung Privater - ggf. auch bei der
Betriebsführung.

Als „marode Lebensadern der
Gesellschaft“ bezeichnete Dipl.-
Ing. Ewald Weber, Vorsitzender
der Fachabteilung Leitungsbau
des Bayerischen Bauindustrie-
verbandes das Kanalsystem zur
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Trinkwasserversorgung undAbwasser-
entsorgung optimieren? Wir machen das für Sie.

Haben Sie Probleme mit Ihrer Trinkwasserversorgungs- oder Kläranlage? Planen Sie Investitio-
nen in diesem Bereich? Sprechen Sie einfach mit uns. Denn wir, die SüdWasser GmbH, sind
darauf spezialisiert.Wir bieten Ihnen von der Beratung, Planung und Errichtung bis zum kom-
pletten Betreiben der Anlagen eine breite Palette von Dienstleistungen und arbeiten dabei
mit Behörden und Fachbetrieben vor Ort zusammen.

Mehr als 70 Kommunen profitieren bereits von unserem Know-how. Im Trinkwasserbereich
sind das beispielsweise die Stadt Rehau, die Stadt Eschenbach i.d.OPf. und deren Siedlung
„New-Town“. Bei der Abwasserentsorgung betreuen wir u.a. die Kläranlagen Oberhaid,Wald-
sassen und Emmerting.

Als regional verankertes Unternehmen haben wir uns mit einem qualifizierten Team erfolg-
reich auf dem bayerischen Markt etabliert.Wir entwickeln für Kommunen und Zweckverbän-
de maßgeschneiderte Konzepte und Problemlösungen für die verschiedensten Anforderun-
gen. Das macht uns zum kompetenten Partner für viele Formen der Zusammenarbeit und
nachhaltige Kosteneinsparungen. Nutzen auch Sie unsere Möglichkeiten zu Ihrem Vorteil.

Wir sind für Sie da
SüdWasser GmbH, Nägelsbachstraße 38-40, 91052 Erlangen
T 0 91 31-9 33 07 0, F 0 91 31-9 33 07 55 79, info@suedwasser.com

Geprüft und
für gut befunden

Bamberg setzt konsequent auf Gütesicherung RAL-GZ 961
Im September 1995 fasste der Stadtrat Bamberg den Beschluss
zur „Finanzierung der Abwasserbeseitigung in Bamberg“.
Über einen Zeitraum von 25 Jahren werden etwa 250 Mio. Eu-
ro für Umbau, Neubau und Sanierung des Kanalnetzes inve-
stiert. Die Art und Weise, wie das so genannte „Jahrhundert-
projekt Kanalbau“ in dem oberfränkischen Wirtschaftszen-
trum umgesetzt wird, hat sich mittlerweile bis weit über die
Landesgrenzen hinaus herumgesprochen.

Bamberg gilt beim Umgang
mit dem Kulturgut „Leitungsin-
frastruktur“ bei vielen als Vorzei-
gekommune, vor allem wenn es
um Themen wie Wirtschaftlich-

keit, Langlebigkeit und Qualität
bei der Bauausführung geht. Bei
der Umsetzung der vielfältigen
Aufgaben setzen die Verantwort-
lichen des Entsorgungs- und Bau-

betriebes der Stadt Bamberg
(EBB) konsequent auf die Quali-
fikation der an der Ausführung
beteiligten Personen. Das betrifft
die Mitarbeiter von ausführenden
Unternehmen und Ingenieurbü-
ros ebenso, wie die Mitarbeiter
im eigenen Haus.

HoherAnspruch

So hat der EBB als erster kom-
munaler Entwässerungsbetrieb in
Bayern das Gütezeichen Kanal-
bau erhalten. Am 13. September
2006 nahm die Werkleitung ge-
meinsam mit den Mitarbeitern
die Verleihungsurkunde für die
RAL-Gütezeichen I (Inspektion)
und R (Reinigung) entgegen.
Schon zwei Jahre länger, seit Ja-
nuar 2004, vergibt der Entsor-
gungs- und Baubetrieb Leistun-
gen im Bereich Neubau, Sanie-
rung, Inspektion und Reinigung
des städtischen Abwassernetzes
nur noch an Bewerber, welche die
Anforderungen der Gütesiche-
rung Kanalbau RAL GZ-961 er-
füllen. Diese Vorgehensweise un-
termauert nachdrücklich den ho-
hen Anspruch in punkto Qualifi-
kation und Ausführungsqualität.

Erhalt der Lebensqualität

Dementsprechend unterstrei-
chen Regierungsbaumeister
Dipl.-Ing. (TU) Andreas Jessen,
Abteilungsleiter Entwässerung,
und Dipl.-Ing. Bernhard Rup-
pert, Sachgebietsleiter Kanalun-
terhalt, die Bedeutung der Gütesi-
cherung im Rahmen aller wichti-
gen Maßnahmen zum Erhalt der
Lebensqualität in ihrer Kommu-
ne. Die Entwässerung gliedert
sich in die Aufgabenbereiche
Sammlung, Transport und Reini-
gung des anfallenden Abwassers.
Auf den ca. 18.000 Privatgrund-
stücken im Stadtgebiet wird das
anfallende Abwasser gesam-
melt. Täglich müssen zwischen
25.000 und 120.000 m3 Abwas-
ser über das 340 km lange öffent-
liche Mischwasser-Kanalnetz mit
etwa 60 Sonderbauwerken zur
Kläranlage transportiert werden.

„Ein Instrument wie die Güte-
sicherung Kanalbau unterstützt
den Auftraggeber bei der Aus-
wahl geeigneter Bieter und sorgt
für fairen Wettbewerb“, ist sich
Andreas Jessen sicher. „Sie ist ein
von Auftraggebern und Auftrag-
nehmern gemeinsam geschaffe-
nes Instrument zur Beurteilung
der Bietereignung und damit zur
Sicherung der Qualität entspre-
chender Arbeiten.“ Dazu werden
die Fachkunde sowie die techni-
sche Leistungsfähigkeit und Zu-
verlässigkeit in Bezug auf kon-
krete Bauverfahren beurteilt.

Vertrauen schaffen

Eine Vorgehensweise, die
auch im Interesse der Auftrag-
nehmer liegt. In konsequenter
Anwendung werden Firmen von
der Vergabe ausgeschlossen,
welche die geforderten Nach-
weise nicht erbringen. Das
schafft Vertrauen bei allen an der
Gütesicherung beteiligten Part-
nern. Erreicht wird zudem eine
Abgrenzung gegen schwarze
Schafe, die mit nicht auskömm-
lichen Dumpingangeboten einen
fairen Wettbewerb verhindern.
Die Qualität der Bauausführung
bei Kanalbaumaßnahmen im
Stadtgebiet ist in den letzten Jah-
ren deutlich gestiegen. Das be-
stätigen Jessen und Ruppert. Al-
lerdings machen sie ebenfalls
deutlich, dass es viel Zeit, Geld
und Engagement gekostet hat,
bis das „System Bamberg“ zur
Zufriedenheit aller funktionierte.

Zuverlässiges Instrument

„Wir haben in den Leistungen
von Firmen aber auch von Ingeni-
eurbüros durchaus Unterschiede
feststellen können“, erinnern sich
beide. Bei der Suche nach einem
geeigneten Instrument, das Auf-
traggeber bei der Auswahl geeig-
neter Partner unterstützt, haben
sie sich nach Prüfung mehrerer
Alternativen für die Gütesiche-
rung Kanalbau entschieden. Ein
Instrument, dass Jessen und Rup-
pert als neutral, fair und zuverläs-
sig einstufen und das in den letz-
ten Jahren den gewünschten Er-
folg bei den verschiedenen Auf-
gaben rund um das Thema Kana-
lisation gebracht hat.

Das Ziel war allerdings nur zu
erreichen – auch darin stimmen
beide überein – weil der EBB
als Auftraggeber Verantwor-
tung übernommen hat. „Was wir

Terminhinweis:

Süd- und Ostbayerische
Wassertagung in Landshut

Nichts ist beständiger als der Wandel. Die Wasserversorger
bleiben stetig gefordert, am Puls der Zeit zu bleiben, sprich
Leistung auf höchstem Niveau, mindestens aber auf dem
Stand der Technik, zu erbringen. Von daher sind Veran-
staltungen wie die 1. Süd- und Ostbayerische Wasserta-
gung am 6. und 7. April in der Sparkassen-Arena Landshut
von großer Wichtigkeit.

Die Tagung wird vom Umweltcluster Bayern in Zusammen-
arbeit mit der ARGE Wasser/Abwasser Niederbayern/Ober-
pfalz, Mösslein Wassertechnik, dem Berufsverband Bayeri-
scher Hygieneinspektoren e. V. und dem Schwimmbad Fach-
verband e. V. veranstaltet. Schirmherr ist Gemeindetagspräsi-
dent Dr. Uwe Brandl.

Den Besucher erwarten drei parallel stattfindende Fachkon-
gresse zu den Themen Trinkwasser, Abwasser und Badewasser.
Neben branchenspezifischen Vorträgen hochkarätiger Referen-
ten wie Gemeindetagschef Brandl, Dr. Hans G. Huber (Um-
weltcluster Bayern), Dr. Martin Grambow (StMUG), Prof. Dr.
Josef Hofmann (FH Landshut), Dr. Thomas Henschel (LfU)
und Dr. Juliane Thimet (Bayerischer Gemeindetag) sowie einer
umfangreichen Fachmesse findet auch eine Abendveranstal-
tung für den Erfahrungsaustausch statt.
Zahlreiche Details zur Fachtagung, insbesondere zum Pro-
gramm und zurAnmeldung unter www.wassertagung.de DK

Daueraufgabe
Kanalsanierung

Ergebnisse einer aktuellen DWA-Umfrage

Dem Thema Kanalsanierung muss mehr Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden. Dies verdeutlicht eine Umfrage der DWA, die sie
in Kooperation mit dem Deutschen Städtetag sowie dem Deutschen
Städte- und Gemeindebund durchgeführt hat. Die Resultate bele-
gen, dass zwar eine deutliche Tendenz zu höheren Investitionen im
Bereich der Kanalsanierung in Deutschland gegeben ist, dennoch
bislang aber keine Besserung des Gesamtzustands eingetreten ist.

Etwa 17 Prozent der Kanalhal-
tungen im öffentlichen Bereich
weisen Schäden auf, die kurz-
bzw. mittelfristig sanierungsbe-
dürftig sind. Die am häufigsten an-
zutreffenden Mängel sind schad-
hafte Anschlüsse und Rissbildun-
gen in den Kanalwänden. DerAn-
teil der Kanalerneuerung geht suk-
zessive zurück. Stattdessen wird
vermehrt auf die Behebung der
Schäden in den Kanälen gesetzt.

Reliningverfahren

Offenkundig wird zum einen
immer häufiger die Strategie ver-
folgt, die Nutzung der Kanalsub-
stanz zu verlängern und ihren
Zustand zu verbessern. Zum an-
deren wird als Ziel der Sanie-
rung nicht immer ein völlig
schadensfreier Zustand ange-
strebt, vielmehr werden zunächst
schwere Einzelschäden durch
Reparatur beseitigt.

Innerhalb der Renovierungs-
verfahren bleibt das Reliningver-
fahren mit rund 90 Prozent die
am häufigsten eingesetzte Form
der Renovierung. Es handelt sich
dabei um ein grabenloses Verfah-
ren zur Sanierung defekter Ab-
wasserkanäle.

Investitionsgrößen

Aus den Angaben der Teilneh-
mer, die Aussagen zu beabsichtig-
ten Investitionen für Kanalsanie-

rungen getroffen haben, ergeben
sich mittlere Investitionsgrößen
von 8000 Euro je Jahr und Kilo-
meter Kanalnetz. Für eine Groß-
stadt mit einem Kanalnetz von
2000 km Länge entspricht dies ei-
ner Investition von 16 Millionen
Euro pro Jahr. Aktuell werden be-
reits bundesweit ca. 4,6 Milliarden
Euro jährlich durch die Kommu-
nen in die öffentliche Abwasser-
entsorgung investiert, der größte
Teil hiervon in die Kanalisation.
Aufgrund des bestehenden Sanie-
rungsbedarfs werden die Ausga-
ben für die Kanalsanierung vor-
aussichtlich in den kommenden
Jahren weiter steigen.

Ursachen für höhere Kosten

Wesentliche Ursachen dafür,
dass die Kosten je Meter Kanalsa-
nierung für Renovierungsverfah-
ren und die Kanalerneuerung an-
gestiegen sind, sind laut DWA un-
ter anderem höhere Qualitätsan-
forderungen, die sich aber auch
maßgeblich auf die Dauerhaftig-
keit und damit auch Nutzungsdau-
er sanierter Kanäle auswirken.
Hinzu kommen ein gestiegener
Baupreisindex sowie die Inangriff-
nahme von Sanierungsmaßnah-
men mit schwierigeren Randbe-
dingungen und höheren Bauko-
sten, die früher zugunsten „einfa-
cherer“ und kostengünstige-
rer Maßnahmen zurückgestellt
wurden. DK

Praktizierte
Nachbarschaft

Wenn das „Betriebshandbuch“ in den Ruhestand geht
DieArbeitsgemeinschaft der Wasserversorger im Landkreis Frei-
sing traf sich turnusgemäß, diesmal bei den Stadtwerken in Frei-
sing, zu einem weiteren Erfahrungsaustausch. Man hat verein-
bart, sich zweimal im Jahr zu treffen.

Im Zentrum der Aussprache
standen die Berichte aus den Ver-
sorgungen der Teilnehmer. Wie
sinnvoll diese Kooperation ist,
soll an einem Beispiel verdeut-
licht werden. Der Wasserzweck-
verband Freising-Süd hatte sich
entschlossen, die Kompressoren
für die Luftzufuhr der Wasserauf-
bereitung auszutauschen. Die bis-
her installierten Geräte haben
mehr als 16 Jahre Betriebszeit
hinter sich und in dieser Zeit gute
Arbeit geleistet. Bei den Überle-
gungen für einen Ersatz der alten
Teile spielten neben der Technik
auch die stetig steigenden Strom-
preise eine Rolle. Man konnte
sich entweder für einen reinen
Austausch entscheiden, oder für
einen anderen Kompressorentyp.
Dabei kamen Klauenkompresso-
ren ins Gespräch.

Reduzierte Stromaufnahme

Bei genauer Betrachtung zeigte
sich, dass bei der Wahl dieses
Typs die Stromaufnahme wesent-
lich reduziert werden konnte.
Berücksichtigt man, dass diese
Kompressoren wartungsfrei ar-
beiten, da keine Öl- oder Abrieb-
rückstände anfallen, errechnet
sich bei steigenden Strompreisen
eine deutliche Einsparung.Außer-
dem laufen die Klauenkompres-
soren geräuscharm.

Diese Erfahrungen werden vom
Wasserwerk Moosburg geteilt und
mit konkreten Zahlen belegt. Die
Stromaufnahme konnte je Einheit
von 14 KW auf 2,5 KW verringert
werden. In Verbindung mit dreh-

zahlgesteuerten Pumpen, so wie
sie auch in Freising-Süd eingesetzt
werden, erhöht sich der Spareffekt
nochmals. Natürlich ist damit eine
Umstellung des Betriebsverhal-
tens verbunden. Man ist vom bis-
her üblichen 12-Stunden-Rhyth-
mus auf einen 16-Stunden-Rhyth-
mus umgestiegen und nimmt die
Veränderung der Tagesganglinie
(Befüllung und Entleerung der
Behälter) in Kauf.

Erhebliches Einsparpotenzial

Die Pumpen laufen gleichmäßi-
ger und die Einsparung beträgt
zum Beispiel beim Wasserzweck-
verband Freising-Süd pro Tag ca.
200 kWh bzw. ca. 100 kg CO2
(Durchschnitt Energiemix in
Deutschland). Der eingesparte Be-
trag bezieht sich hier nur auf die
Stromkostenreduzierung für Pum-
pen und Verdichter. Weiter kosten-
mindernd hinzugerechnet werden
müssen entfallende Wartungsko-
sten und der Wegfall von Filtergut.

Diese Erfahrungen haben der
Runde der Fachleute gezeigt, dass
auch in der Wasserversorgung un-
ter dem Aspekt steigender Strom-
preise ein erhebliches Einsparpo-
tenzial schlummert. Das ist nur er-
reichbar, wenn man sich öffnet
und Änderungsvorschlägen kri-
tisch aufgeschlossen zeigt.

Die Zusammenarbeit in Form
der Arbeitsgemeinschaft schafft
Vertrauen unter den Beteiligten.
Keiner muss sich vor dem An-
deren rechtfertigen und jeder
gibt gern seine Erfahrungen
weiter.

von anderen verlangen, leisten wir
auch; dies wollen wir durch das
Gütezeichen Kanalbau dokumen-
tieren“, stellt Bernhard Ruppert
fest. Die Anforderungen zur Ver-
leihung des Gütezeichens konnten
nicht zuletzt aufgrund des hohen
Leistungsniveaus, der Qualifikati-
on der Mitarbeiter und des hohen
Standards der technischen Ausrü-
stung einwandfrei erfüllt werden.
Das bestätigt Dipl.-Ing. Dieter

Walter, einer der vom Güteaus-
schuss der Gütegemeinschaft be-
auftragten Prüfingenieure, der
dem EBB als Ansprechpartner
zur Verfügung steht. Regelmäßig
spricht er mit dem Fachpersonal,
besichtigt die Geräte im Einsatz
und überprüft die erforderlichen
Nachweise für erfolgreiche Reini-
gung und Inspektion.
Weitere Informationen unter
www.kanalbau.com

http://www.suedwasser.com
http://www.eon-bayern.com
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Euregio Inntal Preis:

Ausgezeichnete Kooperation
über Grenzen hinweg

Es ist mittlerweile zur guten Tradition geworden, Personen und
Institutionen mit dem Euregio Inntal Preis auszuzeichnen, die
sich besondere Verdienste um die grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit im Gebiet der Euregio (bayerische Landkreise Ro-
senheim und Traunstein, Stadt Rosenheim, Tiroler Bezirke Kuf-
stein und Kitzbühel) erworben haben. Euregio-Präsident Franz
Xaver Heinritzi forderte bei der Preisverleihung in Oberaudorf
die Anwesenden dazu auf, in ihrem Einsatz für die Euregio nicht
nachzulassen.

In diesem Jahr ging die Aus-
zeichnung an den Altpräsidenten
der Fachhochschule Rosenheim,
Prof. Dr. Alfred Leidig, dem
Höhlenforscher Peter Hofmann,
dem Österreichischen Roten
Kreuz Kufstein, den BRK-
Kreisverbänden Miesbach und
Rosenheim sowie an die Koope-
ration „4-Berge & Co“.

Hochschul-Kooperation

Rosenheims ehemaliger Stadt-
direktor Diethard Schinzel wür-
digte in seiner Laudatio vor allem
Prof. Leidigs Rolle in der Zusam-
menarbeit der Hochschule Rosen-
heim mit der Fachhochschule
Kufstein. 1997 habe Leidig mit-
geholfen, dass in Kufstein eine
leistungsfähige Hochschule ent-
standen sei. Er habe dafür gesorgt,
dass Professoren aus Rosenheim
in Kufstein tätig waren und ge-
meinsam Projekte verwirklichten.
Dazu gehörte unter anderem der
Aufbau einer Hochgeschwindig-
keitsdatenleitung zwischen den
Hochschulen. Was sich aus heuti-
ger Sicht wie eine Selbstverständ-
lichkeit anhört, war 1999 noch ei-
ne schwierige rechtliche und tech-
nischeAufgabe.

Seit über 25 Jahren beschäftigt
sich Peter Hofmann mit der
Höhlenforschung und der Höh-
lenfotografie. Ihm ist zu verdan-
ken, dass sich vier Höhlen dies-
seits und jenseits der Grenze zu-
sammenschlossen und für Besu-
cher geöffnet wurden bzw. noch

geöffnet werden. Die bereits zu-
gänglichen Höhlen befinden sich
in Ebbs, am Wendelstein und in
Oberaudorf.

Jede der vier Höhlen führt den
Besucher zu einem anderen in-
teressanten Aspekt der Natur-
wahrnehmung und der menschli-
chen Kulturgeschichte im Jahr-
tausende alten Wechselspiel zwi-
schen Mensch und Höhle. So er-
gänzen sich die vier Teilobjekte
der „inntaler unterwelten“ zu ei-
nem in dieser Form einzigartigen
Gesamtkonzept von überregio-
naler Bedeutung und erkenntnis-
reichem „Tiefgang“. Jede Höhle,
jeder Weg, jedes gastronomische
Angebot ist ein Erlebnis für sich
– und für die ganze Familie.

„Am Besten Daheim“

Das ebenfalls ausgezeichnete
Projekt „Am Besten Daheim“ ist
ein interregionales Gemein-
schaftsprojekt vom Bayrischen
Roten Kreuz, Kreisverband
Miesbach und dem Österreichi-
schen Roten Kreuz, Bezirksstel-
le Kufstein. Ziel des Projektes ist
die Entwicklung und Einführung
eines grenzüberschreitenden Se-
niorenprojektes.

Die Projektpartner streben ei-
ne Verbesserung der Versor-
gungssituation von älteren und
hilfsbedürftigen Menschen zu
Hause an. Mit diesem Angebot
wird eine weitere differenzierte
Versorgungsform im Projektge-
biet angeboten. Dieses Angebot

soll dazu beitragen, dass bei auf-
kommender Hilfs- und Pflegebe-
dürftigkeit ein längstmöglicher
Verbleib zu Hause möglich ist.
Grenzüberschreitende Ressourcen
werden dabei nutzbar gemacht.
Die Finanzierung des Projektes
wird durch die Europäische Uni-
on unterstützt. Das Projekt ist ge-
samt auf drei Jahre ausgerichtet
und endet im Juli 2011.

Staatsvertrag erwünscht

Allein im vergangenen Jahr
wurden 53 grenzüberschreitende
Rettungseinsätze gezählt. Weil
diese Einsätze im Moment nur
im Rahmen der Nothilfe mög-
lich sind, wünschen sich die

geehrten Verbände des Roten
Kreuzes einen Staatsvertrag zwi-
schen Bayern und Tirol. Darin
soll geregelt werden, dass die
Staatsgrenze für Rettungseinsät-
ze ohne Bedeutung ist.

„4-Berge & Co“

Im Jahre 2002 begann eine
Kooperation, die heute als „4-
Berge & Co“ bekannt ist. Dabei
handelt es sich dabei nicht um
riesige Skiwelten, sondern um
kleine Berge, die mit einer ver-
gleichsweise sehr preiswerten
Saisonkarte vor allem Kinder
und Familien ansprechen wol-
len. Mit einer steigenden Ten-
denz wurden zuletzt 3.500 Sai-
sonkarten verkauft, wobei 2.000
an Kinder und Jugendliche gin-
gen. Unter „4-Berge & Co“ ar-
beiten die Skigebiete Hochkös-
sen, Wendelstein, Hocheck und
Kampenwand zusammen. Hin-
zu kommen noch weitere Ko-
operationspartner wie die Eis-
fläche „Hallo du“ und das Hal-
lenbad Innsola. DK

Treffen der Fränkischen Oberbürgermeister:

Schweinfurter
Themenvielfalt

Die Arbeitsgemeinschaft der Fränkischen Oberbürgermeister
befasste sich bei ihrer jüngsten Zusammenkunft in Schwein-
furt mit den Themen Reform des Landesentwicklungsplans,
Thesen des Zukunftsrates, Sicherheit bei Großveranstaltun-
gen, Erhaltung des kommunalen Straßennetzes sowie Verlän-
gerung der Sperrzeiten. Zu Beginn informierte der Leiter des
BR-Studio Franken, Martin Wagner, über die Bedeutung des
Nürnberger Studios für das fränkische Selbstbewusstsein.

Unter der Leitung des Erlan-
ger Rathauschefs Siegfried Bal-
leis sprachen sich die fränki-
schen Oberbürgermeister für ei-
nen stärkeren Regionalproporz
im Zukunftsrat der Staatsregie-
rung aus. In einem solchen Gre-
mium sollte die Intelligenz des
ganzen Freistaats vertreten sein,
forderte Balleis. Derzeit sei das
Gremium stark München-lastig,
kritisierte er. Zwei Drittel der
im Zukunftsrat vertretenen
Fachleute kämen aus München
oder dem Großraum München.
Zudem müssten die Kommunen
stärker in das Expertengremium
eingebunden werden.

Umstritten sind bei den frän-
kischen Oberbürgermeistern
Balleis zufolge die Planungen
für Fabrikverkaufszentren auf
der grünen Wiese. Mit Hilfe des
Landesentwicklungsplans müs-
se solchen Fehlentwicklungen
Einhalt geboten werden, beton-
te das Erlanger Stadtoberhaupt.
Der Bau solcher Einkaufszen-
tren führe zur Verödung der In-
nenstädte. Der Oberbürgermei-
ster von Selb, Wolfgang Kreil,
sieht dies freilich anders: Er
plant in seiner Stadt eine Erwei-
terung eines solchen Zentrums.

Kommunale Straßen

Dass Bund und Länder dauer-
haft für eine ausreichende Fi-
nanzierung der kommunalen
Straßen sorgen sollten, war eine
weitere Forderung der fränki-
schen Oberbürgermeister. Eine
funktionstüchtige Verkehrsin-
frastruktur sei volkswirtschaft-
lich ein bedeutender Standort-
faktor.

Nach wie vor sei der Erneue-
rungs-, Ausbau- und vor allem
Erhaltungsbedarf im Bereich
des kommunalen Straßenbaus
immens, so Balleis. Allein im
vergangenen Winter seien Stra-
ßenschäden in Millionenhöhe
entstanden. Und die Folgen des
gegenwärtigen strengen Winters
seien noch nicht abzusehen.

Bayernweit ein Thema ist
auch die vom Bayerischen
Landtag im Jahr 2003 gesetz-
lich verankerte Verkürzung der
Sperrzeit auf die Stunde zwi-
schen 5 und 6 Uhr. Laut Balleis
konnte die Konsequenzen nie-
mand absehen. Viele Städte be-

klagten seither, begleitet in vie-
len Kommungen durch entspre-
chende Einsatzzahlen der Poli-
zei, steigende Lärmbelästigung
und Vandalismus. Die fränki-

Dr. Siegfried Balleis.

schen Oberbürgermeister for-
derten von der Staatsregierung
eine klare landesweite gesetzli-
che Regelung zur Sperrzeitver-
längerung. Für Clubs oder Dis-
kotheken soll es aber nach wie
vor Ausnahmen geben. Des
Weiteren machten sich die Rat-
hauschefs auch für ein Alkohol-
verbot auf öffentlichen Plätzen
stark.

Bei einer Tagung des Wirt-
schafts- und Verkehrsausschus-
ses des Bayerischen Städtetags
in Bamberg hatte Oberbür-
germeister Andreas Starke be-
reits mit aktuellen Erfahrungen
aufgewartet. „Die Verlängerung
der Sperrzeit bei der Sandkerwa
hat sich bewährt. Es kommt zu
deutlich weniger Einsätzen we-
gen Ausschreitungen und Lärm-
belästigungen“, teilte das Stadt-
oberhaupt mit.

Auch von Seiten der Bamber-
ger Gastwirte kämen deutliche
Signale, dass eine Sperrzeit bis
zwei Uhr morgens unter der Wo-
che ausreichend sei. Zudem
müsse man die Interessen der
Anwohner in Innenstädten be-
denken, so Starke. Bambergs In-
nenstadt biete nach wie vor
Raum zum Leben, Wohnen und
Arbeiten. Einige Gebiete, wie
zum Beispiel rund um den ZOB,
würden sich allerdings immer
mehr zum Sorgenkind ent-
wickeln. DK

Landrat Dr. Günther Denzler, Universitätspräsident Godehard
Ruppert und Oberbürgermeister Andreas Starke (von links).

Studierende in Not
Bambergs OB Starke und Landrat Denzler

appellieren an Vermieter

Der doppelte Abiturjahrgang stellt die Region vor große Heraus-
forderungen: 1020 Studierende haben sich bis jetzt in der Studen-
tenkanzlei der Universität Bamberg für das Sommersemester an-
gemeldet – bereits jetzt knapp 800 mehr als vor einem Jahr.

Die Universität hat sich ge-
meinsam mit Stadt und Landkreis
Bamberg dennoch das Ziel ge-
setzt, möglichst jedem neuen Stu-
dierenden eine Unterkunft zu ver-
mitteln. Bei einem Pressege-
spräch appellierten OB Starke
und Landrat Denzler an die Bür-
gerinnen und Bürger.

Universitätspräsident Godehard
Ruppert führte zahlreiche Gründe
für das enorme Wachstum der
Studierendenzahlen an. Dadurch
wächst der Druck auf Stadt und
Region, denn allein für das aktu-
elle Sommersemester werden
annähernd 500 zusätzliche Woh-
nungen benötigt. „Der Ge-
samtwohnungsmarkt müsste in
Schwung gebracht werden“,
äußerte sich der Universitätspräsi-
dent, der die Initiative „Wohnraum
schaffen für Studierende“ von
Stadt und Landkreis sehr begrüßt.

Maßnahmen im Überblick

Wie viel bereits geschehen sei,
stellte Oberbürgermeister Starke
überblickartig dar: Der Großteil
der Studierenden kommt nach
wie vor am freien Wohnungs-
markt unter. Ferner gebe es 1.680
Wohnheimplätze, von denen 832
Wohnungen vom Studentenwerk
Würzburg angeboten werden.
Die Stadtbau GmbH biete weite-
re 322 Appartements, die Joseph-
Stiftung 250 Einzel- und Doppel-
appartements und das Collegium
Oecomenicum 213 Wohnplätze
an. Weitere 400 Einheiten seien
auf der Erba-Insel derzeit im Bau,
wovon 63 Studentenwohnungen
in der Schlichterei bereits weitge-
hend fertig gestellt und übergeben
wurden.

Doch das sei nicht genug. Des-
halb appellierte Oberbürgermei-
ster Andreas Starke erneut an alle
potenziellen Vermieter in Bam-
berg, freien und zusätzlichen
Wohnraum zu „studentenfreund-
lichen“ Preisen anzubieten.
„Manchmal verfügen gerade die
älteren Mitbürger über freie Räu-
me in großen Wohnungen in der
Innenstadt und könnten, sofern
sie dazu bereit wären, idealen
Wohnraum für Studentinnen und
Studenten zur Verfügung stellen“,
so Starke. Vermieter und Eigentü-
mer solcher Wohnungen können
sich auch im Rathaus (Frau Rie-
gelbauer, Telefon 0951/87-1010)
melden, um beraten zu werden.

Darüber hinaus würde die Stadt
Bamberg dem Studentenwerk un-
entgeltlich ein Grundstück an der
Weißenburgstraße zur Verfügung
stellen, um dort kurzfristig 50
Containerwohnheimplätze zu er-
richten. Auch Landrat Dr. Denz-
ler unterstützt die Universität mit
einem nachdrücklichen Appell.
Die Gemeinden des Landkreises
seien bereits schriftlich aufge-
rufen worden, freie Unterkünfte
zur Verfügung zu stellen. Auch
über die Homepage des Land-
ratsamtes werde für studen-

tischen Wohnraum geworben.
Wer Wohnraum für Studenten

zur Verfügung stellen möchte oder
weitere Fragen dazu hat, kann sich
direkt mit dem zuständigen Stu-
dentenwerk Würzburg in Verbin-
dung setzen.

Finanzsituation der Stadt Regensburg:

CSU-Fraktion sieht
ihre Arbeit bestätigt

Erfreut blickt CSU-Fraktionsvorsitzender Christian Schlegl
auf die derzeitige Finanzsituation der Stadt Regensburg. In ei-
ner Stadtratssitzung vom Januar hatte Wirtschafts- und Fi-
nanzreferent Dieter Daminger erfreuliche Zahlen verkündet.
Bei den Arbeiten zur Erstellung des vorläufigen Rechnungsab-
schlusses für 2010, der im März dem Stadtrat vorgelegt wird,
wurde deutlich, dass die Gewerbesteuereinnahmen bei circa
165 Millionen Euro liegen. Das bedeutet eine deutliche Steige-
rung gegenüber den im Nachtragshaushalt bereits heraufge-
setzten Einnahmen von 135 Millionen Euro.

„Dieser Anstieg um rund 30
Millionen Euro steht für eine
hervorragende finanzielle Zu-
kunft Regensburgs. Zugleich ist
er die Bestätigung unserer vor-
ausschauenden Politik, die wir
gemeinsam mit Oberbürgermei-
ster Hans Schaidinger seit Jahr-
zehnten für unsere Stadt betrei-
ben. Nun ist der Erfolg in Zah-
len festgeschrieben“, kommen-
tiert der Fraktionschef die Ge-
werbesteuerbilanz.

Erwartungen übertroffen

„Die Regensburger Finanzsi-
tuation übertrifft selbst unseren
berechtigten Optimismus“, so
Schlegl. Regensburg sei mit die-
sem Gewerbesteueranstieg nach
der weltweiten Finanzkrise bay-
ernweit eineAusnahmekommune.

„Diese Bilanz spricht eine
deutliche Sprache. Sie ist der
Ausfluss einer zielgerichteten
und konsequenten Politik der
Nachhaltigkeit. Das Ergebnis
jahrzehntelanger Bemühungen,
in Regensburg produktive Ar-
beitsplätze aufzubauen, trägt
nun Früchte“, resümiert Schlegl

die erfolgreiche Wirtschaftspo-
litik seiner Fraktion. Regens-
burger Firmen seien auf interna-
tionalen Märkten erfolgreich
vertreten und spielen im Kon-
zert der Weltspitze mit.

Zudem konnte die Ist-Ver-
schuldung seit sieben Jahren
konstant gehalten werden. Im
Jahr 2010 wurde sie trotz eines
sehr hohen Investitionsniveaus
von 270 Millionen Euro auf 262
Millionen Euro zurückgeführt.

Spielraum für
nachhaltige Investitionen

Die Stadt habe nun mehr Spiel-
raum für nachhaltige Investitio-
nen, aber auch für die weitere
Rückführung der Ist-Verschul-
dung. Dies bedeute eine Entla-
stung und ein Entwicklungspo-
tenzial für die zukünftigen Gene-
rationen. „Vorausschauende Poli-
tik hat gerade auch mit geordne-
ten Finanzen zu tun. Sie ist die
Basis für eine erfolgreiche, ver-
antwortliche und visionär-nach-
haltige Zukunftspolitik“, zeigt
sich Schlegl vom richtigen Weg
überzeugt.
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„Oh Gott, da haben wir ja
wieder einmal eine Vorahnung
der Apokalypse auf den Fern-
sehschirm serviert bekommen
– unvorstellbar und schreck-
lich.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, steht immer noch un-
ter dem Eindruck der Naturka-
tastrophen, die Japan heimge-
sucht haben – erst das Erdbe-
ben, dann der Tsunami. Und
natürlich von deren nicht ab-
sehbaren Folgen.

Es war ja schon fast makaber, wie unmittel-
bar wir in der ersten Reihe saßen und sahen,
wie Häuser sich gegen die Straßen verschoben,
wie eine Flutwelle Autos, Schiffe, ja ganze Häu-
ser von der Küste ins Hinterland schob. Und
erst die Bilder von den Folgen: Verwüstetes
Land, so weit das Auge reicht, ausradierte Städ-
te wie nach einem Bombenangriff, Sportflug-
zeuge, die auf Marktplätze gespült wurden –
und immer wieder Menschen, die sich auf

Dächer geflüchtet haben, die um Hilfe rufen
oder durch Trümmer irren. Dazu die Szenen
des Todes – umgestürzte Züge, fortgerissene
Brücken, zerfetzte Autos. Weitaus beklemmen-
der als abstrakte Zahlen, mögen sie auch in die
Zehntausende gehen.

Japans schwarzer Freitag ist ja so etwas wie
Lehrstück und Weltgericht in einem. Es sollte
allen bei uns eine Lehre sein, die in den Schnee-
fällen des Winters und in Schmelzhochwassern
unzumutbare Härten und unerträgliche Eingrif-
fe der Natur in unser perfekt technisiertes Leben
erkennen. Die entfesselten Naturgewalten sind
zu weit größeren Zerstörungen in der Lage, als
unpassierbare Straßen oder vollgelaufene Kel-
ler. Wir werden auch daran erinnert, dass jedes
Menschenwerk fehlerbehaftet ist und es absolu-
te Sicherheit bei technischen Anlagen ebenso
wenig gibt und geben wird, wie man sich nicht
endgültig gegen die Natur schützen kann. Alles,
was wir unternehmen, ist im Kern eine Risiko-
abwägung, ein Austarieren zwischen Nutzen
und möglichem Schaden.

Lange werden wir von den Bildern der Men-
schen in den stark betroffenen Gebieten Japans
zehren, die ihr Schicksal mit stoischer Gelas-

senheit, eiserner Disziplin und
einer harten Firnis aus verbor-
genen Emotionen meistern.

Taifun-Mentalität hat das je-
mand genannt, also das tief in
der geschichtlichen und teil-
weise auch persönlichen Er-
fahrung der Japaner veranker-
te Wissen dieses Volkes der In-
seln an einem der tektonischen
Brennpunkte der Erde, dass
die Natur jederzeit alles Hab
und Gut nehmen kann. Den-

noch: Wo auf der Welt würden sich hungrige
und durstige Menschen stoisch in einer Schlan-
ge vor einem zerstörten Lebensmittelmarkt auf-
stellen, in der Hoffnung, aus den geretteten
Vorräten vielleicht noch etwas kaufen zu kön-
nen, statt zu plündern, wie es aus anderen Welt-
gegenden bei weitaus geringeren Vorkommnis-
sen gemeldet wird? Wo wäre es möglich, Men-
schen eine ganze Nacht in einem überfüllten
Zug auf freier Strecke stehen zu lassen, ohne rei-
henweise hysterische Anfälle zu provozieren?

Diese stoische Geduld und Leidensbereit-
schaft gründet, so wird erklärt, auf dem altjapa-
nischen Ehrenkodex „Bushido“, der Tapferkeit,
Geduld und Leidensfähigkeit fordert. Tapferkeit
gehört auch zu den abendländischen Kardinal-
tugenden, Disziplin wird gern als Sekundärtu-
gend verspottet, obwohl es unser Land groß ge-
macht hat. Aber das mit dem geduldigen Ertra-
gen von Fährnissen und Widrigkeiten ist bei uns
eher nicht mehr so verbreitet.

Mein Chef, der Bürgermeister, kann seine Be-
wunderung für das japanische Volk nicht ver-
bergen. Natürlich läuft auch in diesem auf Per-
fektion getrimmten Land in einer solchen Aus-
nahmesituation nicht alles reibungslos und zei-
gen sich Zeichen von Überforderung – wie soll-
te das auch anders sein bei der unübersehbaren
Vielzahl an Herausforderungen, die sich jetzt
parallel auftun. Deshalb ist es wichtig, dass al-
le in diesen Tagen der Prüfung auch mit Japan
solidarisch sind. Um die Haltung der Japaner
zu verstehen, lege ich dem Chef das heutige Ka-
lenderblatt mit einem Zitat des schwedischen
Psychiaters Axel Munthe auf den Schreibtisch:
„Ein Mensch kann viel ertragen, solange er
sich selbst ertragen kann.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Japans
schwarzer Freitag

Metropolregion Nürnberg:

„Europäischer denken und
voneinander profitieren“

Nürnberg. Regionale und überregionale Entwicklungsperspekti-
ven wollen die CSU-Bezirksverbände Nürnberg/Fürth/Schwa-
bach und Mittelfranken künftig gemeinsam ausarbeiten und auf-
zeigen. Bei einer ersten Zusammenkunft der beiden Bezirksvor-
stände am Airport Nürnberg legte Europaabgeordneter Martin
Kastler die Bedeutung der Vernetzung aller politischen Aktivitä-
ten dar: „Wir müssen europäischer denken, die Stärken heraus-
stellen und unsere Interessen gemeinsam formulieren“.

Nach Ansicht der CSU-Be-
zirksvorsitzenden Dr. Markus Sö-
der und Joachim Herrmann könn-
ten nur im Dialog und in Ge-
schlossenheit die Perspektiven für
den Großraum Nürnberg-Fürth-
Erlangen und die ländlichen Re-
gionen Mittelfrankens ohne Be-
nachteiligung einzelner entwickelt
werden.

Umwelt- und Gesundheitsmi-
nister Söder forderte, dass neben
der Vernetzung und Imagebil-
dung die Metropolregion auch
ein Element der finanziellen För-
derung werden müsse. Künftige
Förderkriterien dürften sich nicht
einseitig auf dünn besiedelte und
strukturschwache Gebiete be-
schränken: „DieArbeitslosenquo-
te muss ein eigener Fördertatbe-
stand werden“. Die Metropolre-

gion Nürnberg sei eine der stärk-
sten in Europa und um das Ran-
king halten zu können, müssten
die Profile weiterentwickelt und
die Technologieregion ausgebaut
werden.

Ländlicher Raum gewinnt

Nach Ansicht von Joachim
Herrmann sind starke Zentren
notwendig und ein Gewinn für
den ländlichen Raum: „In Bay-
ern wird kein Quadratkilometer
abgeschrieben. Wir wollen nicht,
dass alles gleich ist, aber wir
wollen gleichwertige Lebensbe-
dingungen und Perspektiven in
allen Räumen Bayerns“. Die
Entwicklung der Region Mittelf-
ranken bezeichnete der Innenmi-
nister als gemeinsames Anliegen

beider Bezirksverbände und er-
innerte nur beispielhaft an die
beschlossene Schaffung tausen-
der neuer Studienplätze und zu-
sätzlicher Infrastrukturen als ent-
scheidende Voraussetzung für
die Konkurrenzfähigkeit im en-
ger werdenden europäischen
Markt.

Die mitwirkenden Kommunal-
politiker legten Wert darauf, das
Thema Mobilität auch im Zusam-
menhang mit Querverbindungen
und S-Bahn-Netzen zu behan-
deln: „Der Mehrwert der Metro-
polregion muss auch in der Peri-
pherie ankommen“. Bezirkstags-
präsident Richard Bartsch forder-
te die Kommunen auf, politische
Themen mehr europäisch zu se-
hen und in der Metropolregion
verstärkt mitzumachen.

Flughafenanbindung

Einigkeit bestand zudem darin,
dass der Nürnberger Flughafen
modern und zukunftsgerecht auch
an die übrigen Verkehrswege an-
geschlossen werden müsse. Es ge-
he aber auch um die Fortschrei-
bung transeuropäischer Netze, um
die flächendeckende Breitband-
versorgung und deren fortwähren-
de Standardhebung. „Bewegung
gibt es auf Straßen und Schienen,
auf dem Wasser und in der Luft,
aber auch im Netz.“

Voneinander profitieren

Als Signal der Gemeinsamkeit
und der Bewusstseinsschärfung
sollte diese erste Zusammenkunft
verstanden werden. Es gelte, von-
einander zu profitieren, um best-
mögliche Lebensbedingungen für
die Menschen zu schaffen. Dazu
Martin Kastler: „Wir bauen auf ein
Miteinander wirtschaftlicher Zen-
tren, ländlicher Regionen sowie
geschützter Natur- und Naherho-
lungsbereiche und der Vernetzung
aller drei Standorttypen.“

Von links: Bezirkstagspräsident Richard Bartsch, die Staats-
minister Joachim Herrmann und Dr. Markus Söder sowie
MdEP Martin Kastler. Text und Bild: pm Kulturstiftung verliert an Wert

Unterfranken: Schwierige Ertragslage der bezirkseigenen Stiftung löst Debatten aus
Würzburg. Mit einem dicken „Aber“ stimmte der Bezirkstag im
Februar dem 7,58 Millionen Euro-Haushalt 2011 der unterfrän-
kischen Kulturstiftung zu. Die deutlichste Kritik kam von den
Freien Wählern (FW) und der Fraktion der Grünen. Erstere be-
klagte angesichts der schwierigen Ertragslage, dass zu spät ans
Sparen gedacht worden sei. Die Grünen monierten den nach ih-
rer Ansicht alles andere als nachhaltigen Umgang mit der Stif-
tung. So sei es in den letzten Jahren zu einem dramatischen
Wertverlust gekommen.

Ginge es nach den Grünen,
müsste die Bezirksverwaltung
das Thema „Stiftungssiche-
rung“ ganz oben auf ihr dies-
jähriges Arbeitsprogramm set-
zen. Nachdem die jährliche In-
flation mit Ausnahme des ver-
gangenen Jahres nie ausgegli-
chen wurde, sei das im Grün-
dungsjahr 1998 rund 208 Mil-
lionen Euro umfassende Stif-
tungsvermögen heute nur noch
etwa 175 Millionen Euro wert.
Dies bedeute einen Kaufkraft-
verlust von 16 Prozent, rechne-
te Grünen-Bezirksrat Michael
Gerr vor. Werde nicht endlich in
die Werterhaltung der Kultur-
fördereinrichtung investiert,
“fahren wir, wenn auch in Zeit-
lupe, die Kulturstiftung sehen-
den Auges an die Wand“.

Guter Wille vorhanden

Laut Bezirktagspräsident Er-
win Dotzel befasst sich die Be-
zirksverwaltung durchaus mit
dem Thema Werterhaltung.
Darum wurden 2010 erstmals
400.000 Euro in das Stammka-
pital gesteckt: „Der gute Wille
ist also da.“ Gerade angesichts
sinkender Erträge sei es jedoch
schwierig, die für den Inflati-
onsausgleich notwendigen Gel-
der in die Werterhaltung der

Stiftung zu geben. Vor allem in
diesem Jahr haben Unterfran-
kens Kulturschaffende und
Denkmalschützer schmerzhafte
Kürzungen zu verkraften: „Wir
müssen darum versuchen, einen
Mittelweg zu finden.“

Die Betroffenen

Von den im Bezirkstag gefas-
sten Beschlüsse zur Konsolidie-
rung des ertragsschwachen Kul-
turhaushalts sind unter anderem
Unterfrankens Chöre, Orche-
ster, Bands und Musikvereine
betroffen. Musikalische Veran-
staltungen werden in diesem
Jahr nur noch dann vom Bezirk
bezuschusst, wenn Mittel in
gleicher Höhe von Dritten kom-
men - beispielsweise Kommu-
nen, Stiftungen oder Kirchen.

Indikator

Vor allem bei qualitativ hoch-
wertigen „Events“ dürfte dies
nach Ansicht der CSU kein Pro-
blem sein. „Das Maß der Kofi-
nanzierung ist ein hervorragen-
der Indikator für die Wertschät-
zung und Bedeutung einer mu-
sikalischen Veranstaltung“, so
der Fraktionsvorsitzende Dr.
Peter Motsch.

Nicht eben stark war der Ein-

sparwille von Bezirkstag und
Bezirksverwaltung in den ver-
gangenen Jahren gewesen, kriti-
sierte Tamara Bischof von den
Freien Wählern. Die Sparvor-
schläge der Strukturkommissi-
on aus dem Jahr 2009 seien im
vergangenen Jahr „großzügig
beiseite gewischt“ worden, die
vielen Sitzungsstunden in der
Kommission waren „vergeb-
lich“. Bischof forderte eine Ko-
stensenkung beim Fränkischen
Freilandmuseum Fladungen, in
das der Bezirk heuer 940.000
Euro investiert, sowie beim
Mainfränkischen Museum, in
das 700.000 Euro fließen. „Sor-
genkind“ bleibe das nur mäßig
besuchte Schloss Aschach mit
seinem Zuschussbedarf von
800.000 Euro.

Reaktionen

Dass jährlich etwa 200.000
Euro aus Mitteln der Kulturstif-
tung in den Gartenunterhalt des
Wernecker Bezirkskrankenhau-
ses fließen, sorgte bei der FDP-
Bezirksrätin Adelheid Zimmer-
mann für Unverständnis. Min-
destens ein Viertel dieser Sum-
me müsse in den Wirtschafts-
plan des Klinikums ausgelagert
werden. Mit den dann frei wer-
denden Geldern von 50.00 Euro
könnten bezirkliche Kulturprei-
se für moderne bildende Kunst,
unterfränkische Literatur sowie
zeitgenössische Filme aus der
Region ausgelobt werden. Die
Gegenwartskultur, so Zimmer-
mann, komme vor allem in die-
sen drei Sparten in Unterfran-
ken „zu kurz“. Pat Christ

Gedankt wurde dem Dillinger
Kreistag mit Landrat Schrell, dem
Stadtrat Wertingen mit Bürger-
meister Willi Lehmeier, dem Ge-
schäftsführer der Kreiskliniken,
Uli-Gerd Prillinger und den nicht
weniger als 367 einsatzfreudigen
Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern, mit dem Ärztlichen Direktor
Wolfgang Streifinger (Friedberg
bei Augsburg) an der Spitze. Viel
Anerkennung gab es auch für den
engagierten Einsatz des Kranken-
haus-Förderkreises unter Leitung
von Rita Müller-Brenner.

Seit Generationen ist die Bevöl-
kerung im weiten Umkreis der
117-Betten-Klinik in besonderer
Treue verbunden. Dies kam auch
in einer wohl einmaligen Demon-
stration für die Substanzsicherung
des Hauses imApril 2008 mit über
4000 Teilnehmern zumAusdruck.
Die damals massiven Befürchtun-
gen, es seien „Totengräber der Kli-
nik Wertingen“ am Werke, erwie-
sen sich als unbegründet. Die Stadt
Wertingen mit ihren 8945 Ein-
wohnern (einschließlich zwölf
Stadtteilen) hat ihren wichtigs-
ten Arbeitgeber gesichert. Ein ab-
schließender weiterer Bauabschnitt
rundet das Gesamtvorhaben.

Für das jetzt absolvierte 10,8
Millionen-Projekt gab es aus dem
staatlichen Fördertopf rund 7 Mil-
lionen Euro. Hinzu kamen Ver-
pflichtungen für Landkreis und
Stadt von je 1,9 Millionen Euro.

Die Stadt Wertingen leistet ganz
hervorragende Finanzzuschüs-
se für die Klinik. Es sind 15 Pro-
zent der Betriebskostenzuschüsse
(seit 2006 rund 600.000 Euro), da-
zu 75 Prozent des Defizits der Ge-
burtshilfe (seit 2008 rund 535.000
Euro) und rund 2,2 Millionen Eu-
ro für den Neubau (seit 2007
bis 2011).

Vorne von rechts: Landrat Leo Schrell, Rita Müller-Brenner,
Teamleiterin Ursula Opolka, Geschäftsführer Uli-Gerd Prillin-
ger. Dahinter (von rechts): Pfarrer Rupert Ostermayer, Bür-
germeister Willy Lehmeier, MdL Georg Winter, Ärztlicher Di-
rektor Dr. Wolfgang Streifinger, Dr. Johann Popp. Bild: -jdt-

Wichtige Brückenfunktion
der Klinik Wertingen

Wertingen (jdt). Mit einem Festakt und einem großen „Tag der
offenen Tür“ verbunden war der Abschluss des zweiten Bau-
abschnitts des Neubaus der Kreisklinik Wertingen. Das 10,8
Millionen-Projekt konnte dank eines außergewöhnlichen En-
gagements aller Beteiligten bewältigt werden.

Hervorgehoben wurde, dass im
Rahmen der staatlich gesteuerten
Krankenhausversorgung Wer-
tingen als einziges Krankenhaus
in Schwaben eine positive Aus-
nahmeregelung erhielt. Statt
der zunächst vorgesehenen Sanie-
rung kam von „München“ die
Neubaugenehmigung mit entspre-
chender staatlicher Förderung. Der
Dillinger Landrat Leo Schrell
(Aufsichtsratsvorsitzender der
Kreiskliniken Dillingen-Wertingen
GmbH) und sein Vertreter imAuf-
sichtsrat, Johann Popp, sprachen
beim Festakt von einer „Sensa-
tion“. Für die Durchsetzung des

Neubaus galt ein besonderer
Dank dem Landtagsabgeordneten
Georg Winter. Er habe als Vorsit-
zender des Finanzausschusses des
Landtags ganz entscheidende
Weichenstellungen zur Genehmi-
gung des Großprojektes vorge-
nommen. Berücksichtigung fand
auch die Sonderstellung der Klink
Wertingen mit ihrer Brückenfunk-
tion zwischen den Kliniken in
Nordschwaben und Augsburg.

BesondereAnerkennung gab es
zur Einweihungsfeier der Si-
cherung der Klinik Wertingen und
des Hauses St. Elisabeth in Dillin-
gen in kommunaler Trägerschaft.
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Abfallbehälter

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Wartung und Reinigung von
Lüftungs- und Feuerungsanlagen

Franz Sedlmeier
Inhaber

Lüftungs-Reinigungs-Service
Wolfratshauser Straße 9a
82049 Pullach im Isartal
Telefon: (089) 74 44 24 98
Fax: (089) 74 44 24 99
E-Mail: info@l-r-service.de
Internet: www.l-r-service.de

Mitglied im Europäischen
Verband der Energie- und
Umweltschutzberater e.V.

Kindergarteneinrichtungen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG
Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen
Tel. 093 3889-0 | Fax 093 3889-199
E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Berufsbekleidung

Bardusch GmbH & Co. KG · Textil-Mietdienste · Bundesweit
www.bardusch.de · Tel.: 01801 - BARDUSCH (22 73 87 24)

Schacht-Ausrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger · Fax: (02773)82218
Telefon: (02773)82256 · www.hailo-professional.de

BECK GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/69 33 00
w w w . g a r t e n b a n k . d e

Bestens ausgeStadtet.

Bänke

JWS Nusser GmbH & Co. KG
71364 Winnenden · Tel. 07195/693-113
w w w . g a r t e n b a n k . d e

Bestens ausgeStadtet.

Kommunale Energieberatung

Energie- und Klimaschutzkonzepte für Kommunen
und Regionen • bürgernah • handlungsorientiert

Ein Gewinn für Ihre Kommune und Region!

Tel. 089/89066890 • www.klima-kommune.de
Peter.Keller@greencity-energy.de

Vorschau auf GZ 7
In unserer Ausgabe Nr. 7, die am 31. März erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

EDV IT
Technik und Ausstattung für Kommunalverwaltungen
Kommunikationstechnologie
Umwelt- und Abfalltechnik
Kommunalfahrzeuge Städtereinigung
Fachliteratur Kommunale Rechtsfragen

200 Jahre Neu-Ulm:

Vielseitiges
Jubiläumsprogramm

Heuer feiert Neu-Ulm, die bayerische Stadt an der Donau, mit
zahlreichen Veranstaltungen, Aktionen, Events und Gästen aus
Nah und Fern ihren 200. Geburtstag. Mittelpunkt der Feierlich-
keiten ist laut Oberbürgermeister Gerold Noerenberg das große
Jubiläumswochenende mit zweitägigem Bürgerfest und der
Eröffnung der großen Jubiläumsausstellung vom 20. bis 22. Mai.

Am 7. April 1811 unterschrieb
König Maximilian I. Joseph die
„Entschließung“, quasi die „Be-
willigung von oberster Stelle“,
dass gegenüber der alten Reichs-
stadt Ulm, also genau dort, wo
sich viele wichtige Handels-
straßen vor der Herdbrücke trafen
und sich etliche Gartenhäuser der
Ulmer befanden, eine politische
Gemeinde unter dem Namen
„Ulm auf dem rechten Donau-
ufer“ gegründet werden darf.

Historie

Der Generallandeskommissär
des Oberdonaukreises, Freiherr
Karl von Gravenreuth, setzte den
22. April 1811 als das Grün-
dungsdatum – den Geburtstag –
der Gemeinde, der heutigen Stadt
Neu-Ulm, fest. Im Jahr 1814 war
in Taufbüchern erstmals der Na-
me „Neu-Ulm“ zu lesen. Dieser
hatte sich wohl aufgrund seiner
Kürze gegen „Ulm auf dem rech-
ten Donauufer“ durchgesetzt und
bürgerte sich ein. So entstand aus
einigen Gehöften und unter kö-
niglicher Erlaubnis die Stadt Neu-
Ulm.

Im Rahmen der großen Aus-
stellungseröffnung des Stadtar-
chivs am 20. Mai zur 200-jähri-
gen Geschichte der Stadt Neu-
Ulm wird in acht Stationen und
mit zahlreichen historischen Fo-
tos und Exponaten die Entwick-
lung des Dorfes zur Stadt von

heute gezeigt: Der Weg der Ge-
meindeverwaltung von der obrig-
keitlichen zur demokratischen
Verfassung, die Entwicklung
Neu-Ulms zur Industriestadt, die
Geschichte der Eisenbahn, der
Kirchen und des Schulwesens so-
wie der Aufbau einer modernen
Ver- und Entsorgung.

Eine Station widmet sich der
militärischen Tradition. Ausführ-
lich wird zudem über die bauliche
Entwicklung der Stadt berichtet.
Eine Zeitleiste führt durch das po-
litische, gesellige und kulturelle
Leben. Zudem werden auch zwei
berühmte Söhne der Stadt gewür-
digt: der deutsche Flugpionier
Hermann Köhl sowie der Bild-
hauer und Grafiker Edwin
Scharff.

Persönlichkeiten

Von herausragenden Neu-Ul-
mer Frauen und Männern, die
Großes geschaffen und damit die
Stadtgeschichte – manchmal auf
überraschende Weise - beeinflusst
haben, wird am 15. April die Re-
de sein. Die Ulm/Neu-Ulm Touri-
stik GmbH (UNT) veranstaltet
hierzu eine Führung.

Am 17. Mai wird Dr. Jenny Sa-
razin, Leiterin des Wrack- und
des Fischereimuseums Cuxha-
ven, Autorin zweier Bücher über
Donauschifffahrt und –schiffbau,
über „Die Ulmer, ihre Schifffahrt
und ihr Schiffbau“ referieren. Sie

erzählt vom vielschichtigen und
mitunter gefährlichen Handwerk
der Ulmer Schiffleute und von
ihren Wasserfahrzeugen, die bis
hinunter nach Ungarn einen gut-
en Ruf genossen.

MitAktionen im Hallenbad, im
Freibad und im Beach-Club wird
sich vom 3. Juni bis 10. Juni das
Donaubad Wonnemar an den Fei-
erlichkeiten beteiligen. Am 1. Ju-
li und 19. August wiederum wer-
den vergnügliche Spaziergänge
zu jenen Stationen führen, die
Neu-Ulms 200-jährige Geschich-
te ausmachen.

Vom 18. bis 20. August warten
das Dietrich-Theater Neu-Ulm
und die Stadt Neu-Ulm mit

„Bayerischen Filmnächten im
Glacis“ auf.Am 3. September fei-
ern auch die Neu-Ulmer Unter-
nehmen den 200. Geburtstag ih-
rer Stadt. Sie haben die Entwick-
lung der Stadt zu einem großen
Teil mitgeprägt und präsentieren
sich zum Jubiläum einmal außer-
halb ihrer Werkstore.

Symbiotische Geschichte

Die historischen Mauern der
Bundesfestung Ulm rechten
Ufers schufen entscheidende
Rahmenbedingungen für die
neue Stadt. Der Vortrag des Vor-
sitzenden des Vereins Förderkreis
Bundesfestung Ulm Matthias
Burger am 18. Oktober zeigt mit
Plänen, Bildern und allerlei typi-
schen Neu-Ulmer Geschichten
die bauliche und kulturelle Ver-
flechtung der Stadtwerdung mit
der Festung, beleuchtet die sym-
biotische Geschichte der Bundes-
festung Ulm und der Stadt Neu-
Ulm. Dabei geht es dem Referen-
ten nicht nur um die erstenAnfän-

Bürgermeisterwahlen
im Freistaat

In mehreren bayerischen Städten und Gemeinden wurden
neue Bürgermeister gewählt. Im Unterallgäuer Boos siegte der
Vertreter der Freien Wählergemeinschaft, Michael Ehrentreich
mit 82 Prozent der Stimmen gegen den Bewerber von CSU,
Bürgerblock, Wählergruppe Landwirtschaft und Offener Liste,
Hansjörg Bürzle, der auf 18 Prozent kam.

In Neunburg vorm Wald im Landkreis Schwandorf traten
gleich fünf Kandidaten an, nachdem sich der bisherige erste
Bürgermeister Wolfgang Bayerl nach 18 Jahren aus seinem
Amt zurückzieht. Nachdem keiner der Kandidaten die absolute
Mehrheit auf sich vereinen konnte, kommt es in zwei Wochen
zu einer Stichwahl.

Ebenfalls nach 18 Jahren gibt der Bürgermeister von Theres
(Landkreis Hassberge), Hans-Peter Reis, sein Amt ab. Hier
kämpften drei Kandidaten um die Nachfolge. Neuer Bürger-
meister ist der CSU-Politiker Matthias Schneider, der mit 50,5
Prozent die Oberhand gegenüber Ludwig Hahn (Thereser
Wählergemeinschaft, 31,7 Prozent) und Karl Dotzel (Thereser
Demokraten, 17,8 Prozent) behielt. Die Wahlbeteiligung lag
bei knapp über 80 Prozent.

Dagegen stand in Bergrheinfeld im Landkreis Schweinfurt
nur Amtsinhaber Peter Neubert von den Freien Wählern zur
Wahl. Der 59-Jährige, seit knapp zwölf Jahren im Amt, erhielt
91,6 Prozent der Stimmen.

Ralph Edelhäuser ist neuer Bürgermeister der Stadt Roth. Er
setzte sich in der Stichwahl gegen Sonja Möller (parteilos/FW-
Roth) durch. Mit 59,6 Prozent wurde der CSU-Politiker zum
Nachfolger von Richard Erdmann (SPD) bestimmt, der nicht
mehr angetreten war. Die Wahlbeteiligung betrug lediglich 53
Prozent.

Die Stichwahl in Küps (Landkreis Kronach) gewann schließ-
lich der parteilose Amtsinhaber Herbert Schneider mit knapp
53 Prozent gegen seinen CSU-Kontrahenten Bernd Rebhan,
der auf 47 Prozent der Stimmen kam. Schneider ist seit 1999
Bürgermeister von Küps. DK

Bewährte Zusammenarbeit
Broschüre zeigt an INTERREG-Beispielen Lösungswege

für ein grenzenloses Europa

Auf die räumliche Dimension kommt es an. Das ist die zentrale
Botschaft der TerritorialenAgenda der EU. Somit ist das europäi-
sche Förderprogramm INTERREG eines der wichtigsten Instru-
mente, um räumliche Herausforderungen frühzeitig zu erkennen
und gemeinsam zu lösen. Bei der transnationalen Zusammenar-
beit der Ausrichtung INTERREG B kooperieren verschiedenste
Akteure der EU-Mitgliedstaaten aus unterschiedlichen Fachbe-
reichen miteinander. Für eine nachhaltige und ausgewogene Ent-
wicklung der Regionen Europas nutzen sie Lösungsansätze, die
auf individuelle Gegebenheiten zugeschnitten sind.

Die nun erschienende Broschü-
re „Beispielhaft! Projekte zur
transnationalen Zusammenarbeit
in Europa“ des Bundesministeri-
ums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) zeigt:
INTERREG ist sowohl auf politi-
scher als auch auf wirtschaftlicher
und gesellschaftlicher Ebene ein
großer Erfolg.

Anhand von Beispielprojekten
offenbart die Broschüre ein-
drucksvoll, wie facettenreich die
Herausforderungen und Lösungs-
strategien der INTERREG-Part-
ner sind. So verfolgen beispiels-
weise die Projekte SoNorA und
SCANDRIA das Ziel, die Ver-
kehrsinfrastruktur zwischen Ost-
see und Adria zu verbessern, bei
dem Projekt LABEL geht es um
das Thema Hochwasser.Alle Pro-

jekte haben eines gemeinsam: sie
integrieren wie selbstverständlich
Facettenreichtum und Einzigar-
tigkeiten in ihre Arbeit.

Deutlich wird bei der Lektüre
vor allem eines: Die europäische
transnationale Zusammenarbeit
hat sich bewährt und sollte auch
nach der laufenden Förderperiode
Teil der Kohäsionspolitik bleiben.
Deshalb spricht sich die Bundes-
regierung für eine Fortführung
der drei Dimensionen, der grenz-
übergreifenden, transnationalen
und interregionalen Zusammen-
arbeit aus. So kann INTERREG
mit konkreten Umsetzungspro-
jekten zur Verortung der „Euro-
pa2020“-Ziele beitragen und sich
den vielfältigen Herausforderun-
gen direkt vor Ort stellen.
Infos: www.interreg.de

ge, sondern um eine Gesamt-
schau der prägenden Beziehun-
gen bis heute.

Mit dem Gründervater von
Ulm, Karl Ernst von Graven-
reuth, befasst sich schließlich am
15. November ein Vortrag von
Dr. Frank Raberg. Der Referent,
Verfasser des „Biografischen Le-
xikons Ulm und Neu-Ulm 1802 –
2009“, spürt dem überaus beweg-
ten und wendungsreichen Le-
bensweg Gravenreuths und der
Gründungsgeschichte Neu-Ulms
im Detail nach. Veranstalter ist
der Historische Verein Neu-Ulm.

Geocoaching

Wandern, rätseln, interessante
Orte kennen lernen, geschichtli-
ches Wissen auffrischen, Kontakt
zu Gleichgesinnten, technische
Spielereien und Bewegung an
der frischen Luft sind wohl die

Hauptgründe für das Geocaching.
Vom normalen Wanderverein
oder Rätselclub unterscheidet
sich Geocaching durch die Nut-
zung von GPS-Empfängern, die
einem auf ca. fünf Meter genau
den jeweiligen Standort verraten
und somit eine Unzahl von Mög-
lichkeiten eröffnen.

Anlässlich des 200-jährigen
Bestehens der Stadt Neu-Ulm
wurden in Neu-Ulm einige spe-
zielle Geocaches ausgelegt. Ne-
ben familienfreundlichen Ca-
ches sind auch Geocaches für
historisch Interessierte und
Kletterer dabei. Diese Aktion
wird von der Stadt Neu-Ulm,
Sachgebiet Vereine, Sport, Kul-
tur in Zusammenarbeit mit der
Geocaching-Gruppe „Die Ul-
mer“ und dem Förderkreis Bun-
desfestung Ulm e.V. angeboten.
Weitere Informationen unter
www.200-jahre-nu.de DK
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